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Ueberwacht die Transporte!
Regierungsberuhigung. Neue Waffenſchiebungen

entdeckt!
Die deutſche Arbeiterklaſſe hat wachſam zu ſein, um die Entente

transporte zu kontrollieren und jede auch nur mittelbare und mög
lihe Unterſtützung der Polen zu durchkrenzen. Die deutſche Regie
twng mahnte zur „Vorſicht“ und die Preſſe ſchrieb, es ſei ſchon eine
drohnote der Entente eingelaufen. Wie die Regierung jetzt feſt
ſellt, iſt das Schwindel. Die Regierung aber erklärt weiter:

Selbſtverſtändlich ſind die deutſchen Behörden bei aller Sorg-
falt in der Wahrung der Neutralität dennoch ſehr darauf be
dacht, die peinlichen Zwiſchenfälle zu vermeiden, welche der
Entente Grund zu Reklamationen geben könnten. Es iſt deshalb
ſeit kurzem folgende Kontrolle für die Ententezüge
von Weſten nach Oſten eingeführt: Jeder berein-
kommende Ententezug wird auf einer kleinen Station bei Darm
ſtadt oder bei Düſſeldorf angehalten und von einer deut
ſchen Kontrollkom miſſion einer genauen Prüfung
unter zogen. Die Zivilperſonen, die ſich in dem Zug be
finden, müſſen Fahrkarten löſen. Früher ſie ohne Fahr-
karte durch Deutſchland. Dann bekommt der Zug ein großes
Plakat- Transport auf Grund des Friedensver-
trage s“. Unterwegs wird der Zug noch zwei- oder drei-
mal angehalten und nachgeprüft. Es iſt alſo jetzt
alle nur erdenfliche Vorſicht getroffen, einmal, daß keine Neu
tralitätswidrigkeiten paſſieren und andererſeits, daß die gekenn
zeichneten Ententezüge nicht unnötig aufgehalten werden. Man
darf hoffen, daß mit dem Bekanntwerden dieſer Maßnahmen
der Nebereifer lokaler Betriebsräte und anderer Jnſtanzen auf
hört, der leicht ſehr ſchwere Folgen haben könnte. Jm übrigen
werden durch den Abzug der Ententeiruppen aus Oſtpreußen
erklärlicherweiſe die Nachſchübe von Ententetruppen und Ma
h ſtark beſchränkt. Sie gehen nun nur noch nach Ober-

hleſien.“
Die Spitze gegen den „Uebereifer lokaler Betriebsräte“ bätte ſich

Sie hätte umgekehrt den Eifer
und die Entſchloſſenheit der Arbefterklaſſe, die Neutralität zu
wahren anerkennen müſſen. Denn erſt das tatkräf-
tige Vorgehen der Eiſenbahner war es, das die
Regierung zur Kontrolle der Züge veranlaßt
hat Als hier in Halle, in Sachſen und ſpäter in Erfurt
die Transportzüge angehalten wurden, ſtellte ſich heraus, daß die
deutſchen Behörden und die Regierung keine Ahnung hatten,
was in den Transportzügen war. Sie wußten nicht einmal,
welchem Lande die Truppen anbhörien, die ſie ſo gemütlich trans
vartierten. Das war ſfandalös! Erſt die Empörung der Arbeiter
hat die deutſchen Behörden zur Kontrolle getrieben wofür man
jetzt mit einem Rüffel an die „lokalen Betrichsräte“ quittiert.

Die Arbeiterſchaft bleibt weiter auf der Wacht!
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Wafſfen- und Lederſchiebungen in Leipzig
angehalten!

Nicht nur die Ententezüge, ſondern auch ſonſtige verdächtige
Transporte muß ſich die Arbeiterſchaft anſehen. Es
werden jetzt

Kaffen für die Orgeſch verſchoben!
Die Leipziger Volkszeitung berichtet: Auf der Um-

ladeſtelle Wahren hat der Betriebsrat dieſer Tage ſieben Kiſten
mit Waffen angehalten, die von der Reichstreuhandels-
geſellſchaft (altes Lager, Platzvertretung Jüterbog, Baye
riſches Artilleriedepot) abgeſandt wurden. Die Kiſten enthalten
Karabiner und Armeepiſtolen; ſie ſind adreſſiert an die Ober
förſtereien König im Odenwald, Darmſtadt, Veſſungen bei
Darmſtadt, Zell-Rommras, Bögenheim und an die Miniſterial-
dverwaltung für Forſtweſen in Darmſtadt. Man fragt ſich, was die
Forſtheamten mit dieſen Armeewaffen aufſtellen ſollen Wild
wird doch wohl nicht mit Karabinern und Armeepiſtolen geſchoſſen!
Der Verdacht iſt dringend, daß es ſich hier um die Bewaffnung von
Orgeſch-Organiſationen handelt, deren Komamndant Eſcherich
als Forſtrat in den Kreiſen der Forſtbeamten natürlich gute Ver
bindungen haben wird. Der Betriebrat hat die Kiſten in Gewahr-
ſam gebracht. Die Amtshauptmannſchaft, der die Sache gemeldet
wurde hat ſich bisher nicht darüber geäußert. Wir machen die
ſächſiſche Regierung darauf aufmerkſam. Sie muß dafür ſorgen,
daß dieſe Waffen nicht den konterrevolntionären Organiſationen
in die Hände geſpielt werden. Die Reichstreuhandelsgeſellſchaft
wird ſich über die Beſtimmung dieſer Sendungen ſchleunigſt zu
äußern haben.

Auf demſelben Bahnhof ſind mehrere verdächtige Lederſendungen
im Werte von rund einer Million Mark vom Betriebsrat an-
gehalten worden. Dieſe Rollen beſten Sohlenleders, es handelt
ſich um 38 Stück, ſind adreſſiert an den Rechtsanwalt Malik in
Leobſchütz, den Seminarlehrer Malik in Oberglogau, an einenHerrn Klingemann im Zentralhotel in Kattowitz (O.-S.), an die
Singrum- Schule in Kattowitz und an die Hupka Abteilung (Zen-
tralhotel) in Kattowitz. Abſender iſt die Lederfabrik Heilbronn
im Auftrage der Reichsſchuhverſorgungs- Geſellſchaft m. b. H.,
Berlin. Die Adreſſen müſſen ſtarkes Mißtrauen erregen. Rechts
anwälte, Seminarkehrer, Schulen pflegen gemeinhin ſonſt nicht
mit Leder zu handeln. Der Verdacht liegt nahe, daß es ſich um den
Verſuch handelt, das Leder nach Polen zu verſchieben, wo es zur
Befohlnung von Soldafenſtiefeln verwendet werden könnte. Auch
die Aufhaltung ſolcher Sendungen iſt eine Pflicht der Neutralität,
ganz abgeſehen davon, daß wir in Deutſchland an ſchwerem Leder
mangel und ühertenerung leiden. Auch dieſe Sendung muß durch
die Behörden ſorgfältig geprüft werden. Wir halten es für aus
geſchloſſen. daß es dabei mit rechten Dingen zugeht. Den Ar
ter der Umladeſtelle gebührt Anerkennung für ihre Wach
amkeit.

Schießerei aus einem Eut nern en
Leipzig, !8. Auguſt. Aus dem franzöſiſchen Transportsus

wurden in der Nähe von Leipzig auf einen berittenen ch u tz
mann, der dort Feldwachedienſte verſah, vier Sch üſ
gegeben, die alle fehlgingen. Der mann hatte keinerlei

Sozialdemokratiſches Organ für Halle und den Bezirk Merſeburg.
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Veranlaſſung zu dem Vorkommnis
auf der Station Taucha angehalten, um die Tatfache feſtzuſtellen.
Ob der Täter ermittelt worden und was mit ihm geſchehen, konnte
noch nicht in Erfahrung gebracht werden. Dem Auswärtigen Amt
wurde von dem Vorkommnis Mitteilung gemacht.

Der Kampf im Oſten.
Ein Aufruf Trotzkis.

Polens Unabhängigkeit garantiert! Rußland will Frieden!
Die polniſche Regierung ſpielt Verſteck!

Berlin 17. Auguſt. Die Rote Fahne veröffentlicht einen
Aufruf, den Trotzki als Vorſitzender des revolutionären Kriegsrats
der Republik an die gegen Polen kämpfenden Trup-
pen gerichtet hat:

„Helden! Jhr habt dem weiſen Polen, das uns angegriffen
hat, einen ſchweren Schlag verſetzt. Nichtsdeſtoweniger will die
verbrecheriſche und leichtſinnige pol niſche Regierung
keinen Frieden haben. Pilſudſki und ſeine Agenten wiſſen,
daß nichts die Unabhängigkeit Polens bedroht, dem
wir, das Rußland der Arbeiter und Vauern, weitere Gren-
zen geben wollen, als die Entente es geplant hat. Aber Pilſudfſi
befürchtet die nahende Rechenſchaft, die er vor dem pol-
niſchen Volke für den Krieg abzulegen hat, und hofft auf
die Einmiſchung Frankreichs und Englands. Darum
weicht die polniſche Regierung vor Friedensverhandlungen aus.
Dadurch bekennt ſie offen, daß ſie Verſteck ſpielt. Jhre Dele-
gierten kommen nicht zum beſtimmten Termin, und wenn ſie kom
men, ſo ohne Vollmachten. Die Warſchauer Radirſtation nimmt
unſere Antworten nicht auf, oder die Warſchauer Regierung ſtellt
ſich ſo, als ob ſie ſie nicht geſehen hätte, ſogar wenn eine Quittung
der Warſchauer Radieſtation vorliegt. Wir wollen jetzt, wie am
erſten Tage des Krieges, den Frieden aber eben darum müſſen
wir es der Regierung der polniſchen Bankrotteure abgewöhnen,
mit uns Verſteck zu ſpielen Vorwärts, Rote Truppen!

gegeben. Der Ententezug wurde Neue EntenteJntrigen gegen Rußland.
Köder für Ungarn und Jugo-Slawien.

Verlin, 18. Auguſt. Wie der Freiheit aus Wien mitgeteel
wird, verſucht die Entente, ein Bündnis zwiſchen Jago
Slawi en und Ungarn zuſtande zu bringen, und zwar
gegen Rußland Jugo-Slawien beanſprucht dafür das Anad;
Rumänien, das am Bündnis beteiligt werden ſoll, verlangt Teile
und Gebiete am Schwarzen Meer. elgrad gilt als die Zen
trale der Denikinſchen konterrevolutionärenOfſiziere.

Ungarn lengnet!
ODudapeſt, 17. Auguſt. Die ungariſche Regierung erklärt

jedes Gerücht über ein geplantes militäriſches Vorgehen
gegen Sowjet- Rußland für eine eigenmächtige r
fin dung und als jeder Grundlage entbehrend.

England und Jtalien einig!
Beide Mächte halten ſich zurück. Eine Londoner Meldung be

ſagt: Jm Oberhauſe beantragte Miniſter Lord Curzon die Ver
tagung des Hauſes und ſagte dabei über den ruſſiſchpolniſchen
Krieg: „Wir haben keine Streitkräfte und keine Geldmittel für
ſolchen Krieg zur Verfügung. Die öffentliche Meinung
in England und überall wünſcht möglichſt einen gerechten ehren
haften Frieden. Dieſen Rat habe man auch der polniſchen
Regierung gegeben. Am heutigen Morgen ſei ein Telegramm mit
e 22igen und freudigen Zuſtimmung Jtaliens hierzu an
gelangt.

Das engliſche Parlament hat ſich bis zum 19. Oktober ver
tagt. Lloyd George hat die roße politiſche Rede
nicht gehalten, ſondern nur eine Anzahl Erklärungen abgegeben.

öchwere Kümpfe in Overſchleſten.

Verletzung der Neutralität Blutvergießen
Generalſtreik!

Helden Warſchaus! Es lebe der Sieg! Es lebe das unab
hängige und brüderliche Polen! Es leben die
Arbeiter

Das Ringen um Warſchau.
Nach gleichlautenden Meldungen über das Ausland und aus

Kowno ſollte Warſchau geſtern bereits gefallen fein.
Die Beſtätigung dieſer Meldungen iſt jedoch ausgeblieben; ſie
haben ſich als verfrüht herausgeſtellt. Wir die Schweizer Ve-
veſchenagentur feſtſtellt, erhielt die polniſche Geſandtſchaft in
Bern am 16. d. M. abends ein vom Miniſterium des Aeußern am
gleichen Tage nachmittags 8 Uhr in Warſchau aufgegebenes Tele-
ramm über die Lage. In dieſem Telegramm wird u. a. gemeldet,
aß ein Teil der Regierungsbeamten nach Poſen abgeſchickt wor-

den ſei, daß ſich aber das Geſamtminiſterium noch in Warſchau
aufhalte. e Einnahme der Stadt durch die Ruſſen kann alſo
weder am 15. noch am 16. d. M. erfolgt ſein.

Eine ſo raſche Eroberung Warſchaus wäre ja auch nur denkbar
geweſen, wenn die Polen die Stadt nicht ernſthaft verteidigen
würden, was ſchon deshalb nicht anzunehmen war, da es bei dem
Ringen um Warſchau um die Hauptentſcheidung dieſes Krieges
geht. Das iſt natürlich auch den Polen klar, und ſo ſcheinen ſie
tatſächlich die artnäckigſten Anſtrengungen zu
muchen, die polniſche Hauptſtadt zu halten. Sie können auch
neuerdings einige Erfolge melden. Der neueſte polniſche Heeres
bericht meldet von einer Gegenaktion an der Front von Plonſk
wobei die ruſi Truppen mit Verluſten zurückgedrängt wor-
den ſeien. „An der ganzen Front ſind alle feindlichen Angriffe

längs der Strypa geſcheitert.“ SDie polniſchen Erfolge werden von gewiſſer Seite „als eine ſehr
fuhlbare Entlaſtung nicht nur Warſchaus, ſondern des n
polniſchen Nordflügels“ angeſehen. Wir halten ſie für Augen-
blickserfolge die nach Lage der Sache von keinerlei entſcheidenden
Einfluß auf den weiteren Verlauf der Kriegshandlung ſein dürf-
ten. Daß es um Warſchau nicht zum beſten ſteht, ergibt ſich ſchon
aus der Meldung, daß ſich „infolge der Verſchlechterung der Lage
vor Warſchan auch die alliierten Militärmiſſionen, die Botſchafter
Juſſerand und Lord d'Abernon in der Nacht vom 13. zum 14. von
War ſchau nach Poſen begeben haben. Jn das Feſtungs-
gelände Warſchaus ſcheinen indes die Ruſſen hbislang noch
nicht eingedrungen zu fein

Der ruſſiſche Heeresbericht meldet e Unſere Truppen
haben den Feind mit dem Bajonett zurü geworfen und mehrere
neue Punkte beſetzt. Dabei wurden Kanonen und Maſchinen
zenehre erbeutet und Gefangene gemacht. Jn Oſtgalizien

ben unſere Truppen nach heftigen Kämpfen am 14. Auguſt
Gesoralſk beſegßt

Das ruſſiſche Vorrücken im Korridor.
nigsberg, 17. Auguſt. Die Ruſſen haben Montag vormar B e ſe Korridor beſetzt. Jhre Vortruppen ſtehen

vor Kulmſee, mit de77 Beſetzung ſie die Bahnlinie Graudenz

e neiden würden. eBaromoff der 12. ruſſiſchen Diviſion
gibt über die Kämpfe folgenden Kriegsbericht:

Die ſiegreichen Roten Truppen nahmen nach einer
Schlacht von 24 Stunden die Stadt Strasburg und rückten
weiter vor. Wir haben viele Gefangene gemacht. Die Polen
ziehen ſich in Unordnung zurück.

Die Engländer in Danzig.
Meldungen aus Danzig beſagen, daß die Engländer dort

12000 Marineſoldaten gelandet haben. Ein neuer-
licher Beſchluß des Danziger Staatsrats, die Neutralität
im polniſch-ruſſiſchen zu erklären, ſei von dem eng
liſchen Oberkommiſſar nicht zur Ausführung zugelaſſen worden.

Berlin, 18. Auguſt. (Eigene Drahtmeldung.) Die ober
ſchleſiſche Demonſtration gegen die Verletzung der deutſchen Neu
tralität iſt bekanntlich blutig beendet worden. Die Freiheit erfährt,
daß der Grund der Demonſtration darin lag daß am 17. Auguſt
nachmittags eine große Anzahl man ſpricht von 2000 polniſcher
Staatsangehöriger militärpflichtigen Alters auf den Straßen, in
ihren Wohnungen, in Gaſtwirtſchaften und an ſonſtigen öffentlichen
Orten von der Behörde aufgegriffen, feſtgenommen, zum Vahnhof
transportiert und gezwungen wurden, ohne daß ſie ſich vorher von
ihren Angehörigen verabſchieden oder ihre ſonſtigen Angelegen-
heiten regeln konnten, einen Zug zu beſteigen, der nach
Polen beſtimmt war. Es iſt ganz undenkbar, daß dieſer Skandal,
der ſich am hellichten Tage vollzog, ohne Kenntnis der deutſchen
Behörden und der franzöſiſchen Beſatzung unternomen werden
konnte; er bedeutet eine ſchwere und gefährliche Verletzung der
deutſchen Neutralität. Entweder hat die deutſche Behörde ſelbſt die
Zutreiberin der polniſchen Kriegsmacher geſpielt, oder den Fran-
zoſen oder Alliierten als Helferin des polniſchen Militärs Büttel-
dienſte geleiſtet.

Generalſtreik als Abwehr.
Benthen, 17. Auguſt. Der angekündigte Demonſtra-

tionsſtreik iſt heute in allen oberſchleſiſchen
Städten vyn 12 bis 7 Uhr nachmittags durchgeführt worden.
Elektrizität, Waſſer, Gas und Poſt ſetzten aus. Der Perſonen
verkehr blieb aufrechterhalten. Alle Geſchäfte und Gaſthäuſer
waren geſchloſſen. Jn den Nachmittagsſtunden fanden überall die
von den Gewerkſchaften einberufenen Proteſtverſamm-
lungen ſtatt, in denen einheitlich eine Entſchließung gegen
den Krieg und für die Neutralität Oberſchleſiens
angenommen ſowie folgende Forderungen an die Aliierte Kom
miſſion geſtellt wurden:

Einſetzung einer Kontroll kommiſſion von Eiſen
bahnbeamten und -garbeitern, welche im Benehmen
mit der Jnteralliierten Kommiſſion ſämtliche Transporte
kontrolliert;vorherige Verſtändigung mit der Jnteralliierten Kom
miſſion über alle Truppentransporte und Truppen
verſchiebungen.

Jm Anſchluß an die Verſammlungen fanden große Umzkge
ſcatt.4 Beſtialiſches Blutvergießen!

Die franzöſiſche Beſatzung hat den Demonſtrationsſtreik und die
Umzüge durch herausforderndes Benehmen und nervöſe „Boe-
wachung“ und ſonſtige „Ordnungsmaßnahmen“ ge ſt ör t. Jn
Kattowit ſebte ſich dreiſt an das Ende des Demonſtrations
zuges franzöſiſche Kavallerie. Die Menge ließ ſich das nicht cfen. Es kam zu Zuſammenſtößen Ein franzöſiſcher Soldat b
tot anf dem Platze. Die Franzoſen eröffneten Maſchinen
gewehr- und Handgranatenfener. Neun Tote,
darunter zwei Sicherheitspoliziſten, und ſechs und
zwanzig Verwundeteblieben auf dem Platze. Der
Polen führer Rechtsanwalt Dr. Mileſki, der eine Haud
grangte aus dem Fenſter warf, wurde aus der Wohnung 3
er ſchlagen und in die Rawa geworfen. Die Sicherheitspol

ellte den Dienſt ein und gab die Waffen ab. Gegen 8 Uhr zog diedar e zur Polizei, um ſich der Waffen g7 bemächtigen. Das fran
zöſiſ ilitär wurde auf Grund von Verhandlungen mit den Ge
werfſchaftsführern zurückgezogen.

Dieſe Meldungen ſtammen aus 17 un Quelle.
Ob ſie der Wahrheit entſprechen, ſteht

Kampf für Entwaffnung!
W V. meldet:
Kattowitz, 17. Auguſt. Vor dem Hauſe der Jnteralliiertengen miſſten derſammelte ſich um 1055 Uhr eine Unüberſehbare



Menſchenmenge. Eine Abordnung der Gewerkſchaften unterbreitete Vorſitzende verlangt, beim n

dem Oberſt Blancart, dem u der
miſſion, die Forderung der Bevölkerung auf
ſatzungstruppen unter Zuſiche freien Abzu
Forderung nicht bewilligt wür
wortung für die weiteren Ereigniſſe abgelehnt werden. Der
Militärbefehlshaber erklärte, daß er lieber ſterben werde, als
dieſe Forderung zu erfüllen. Die Verhandlungen wurden darauf
abgebrochen Beim Verlaſſen des Hauſes konnten die Vertreter
der Bevölkerung feſtſtellen, daß das Treppenhaus dicht beſetzt war
mit franzöſiſchen Soldaten in feldmarſchmäßiger Ansrüſtung. Um

12 Uhr war die Situation auf das äußerſte geſpannt. Die
Vertreter der Bevölkerung verſuchten, die Verhandlungen noch ein
mal zu erneuern, was ihnen auch gelungen iſt.

Kattowitz, 18. Auguſt, 1 Uhr morgens. Man hört ununter-
brochen Gewehr- und Handgrangtenfener. Die Menge
bemächtigte ſich eines vor dem Hauſe der Lommiſſion ſtehenden
Autrmohils, ohne von den Beſatzungstruppen daran gehindert zu
werden. Angeſichts der furchtbaren Lage verhandelte ſoeben ein
franzöſiſcher Offizier direkt mit der Menge und ſtellte die Aus-
lieferung der Waffenin Ausſicht. Von anderer Seite
wird wittgeteilt, daß die Beſatzung bereit iſt, die Waffen in die Ob-
hut der Sicherheitsbeamten zu geben.

Jn Rubnick tobten die Polen ſich aus. Ein polniſcher Stoß-
upp drang in die Proteſtverſammlung ein und ſprengte ſie. Auf

einen Pfiftf fielen Schüſſe. Ein Toter und vier Verwun-
dete blieben auf dem Plase.

Kommuniſkiſche Demonſtration tſchechiſcher Soldaten.
Wien 18. Auguſt. Das Sibiriſche Legionär- Regiment trug

geſtern bei ſeinem Marſche durch Brünn eine Fahne mit der
f kommuniſtiſches tſchechiſches Regi-

ldaten forderten, daß die Militärkapelle ſtat:
die Arbeiter Marſeillaiſe ſpielte.

Jnteralliierten KomEntwaffnung der Be
gs. Falls dieſe

müßte jede Verant-
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Rumänien ſpielt Komödie.
Berlin 18. Auguſt. (Eigene Drahtmeldung.) Die rumäniſche,

legierung hat das Friedensangebot der ruſſiſchen Regierung dahin
antwortet, daß ſie auf die Randſtagaten-Konferenz hinweiſt, die

England vorgeſchlagen habe. Sie kneift offenſichtlich, weil Eng-
land bekanntlich den Vorſchlag der Randſtaaten- Konferenz zurück-
gezogen hat.

Reichswehr und Spitzelzentrale.
Die Reichswehrbrigade IV in Magdeburg ließ prompt ver-

künden, als ihre Tätigkeit für die Magdeburger Sovitzelzentrale
aufgedeckt war, einen eigenen Nachrichtendienſt habe ſie überhaupt
nicht, Kundſchafter gebe es bei ihr nicht und einen Friedrichs, der
Name des der Oeffentlichkeit genannten Kundſchafters, ſei bei der
Reichswehr Magdeburg nicht bekannt. Demgegenüber ſtellt der
Obher präſident Hörſing feſt. daß zwar die Preſſeſtelle
und der Kundſchafterdienſt nach der Rückkehr der Brigade von ihrer
Hölz- Aktion in Plauen offiziell wurde, zugleich aber die bis-
herigen Kundſchafter von dem Leutnant v. Formann den Be-
fehl erhalten haben. ihre Kundſchaftertätigkeit wie
bisher auszuüben, ihre Berichte aber nicht ihm, ſondern
dem Leiter der Magdeburger Spitzelzentrale Altmann
zu übergeben. Die beiden Kundſchafter Friedrichs ſowohl wie
Mertens ſollten ſich ſo wenig als möglich beim Nachrichtendienſt
ſehen laſſen. Sie ſind in der Tat auch nur zum Löhnungsempfang
dort erſchienen. Als dann die beiden in der Preſſe genannt waren,
wurden ſie auf Befehl beurlaubt und damit es ſo ausſehe,
[s5 ob ſie nun plötzlich verſchoben worden ſeien, wurden ihre

Urlaubhspäſſegeſälſcht, ebenſo die Fahrſcheine mit einem
früheren Datum verſehen. Außerdem ſagte der Leutnant Grube,
von dem der Urlaubsbefehl ausging, ſie ſollten ſofort aus
Magdeburg verſchwinden.

Hier iſt alſo ohne jeden Zweifel aufgedeckt, daß die Nachrichten-
ſtelle Hand in Hand mit der Spitzelzentrale gearbeitet
hat und ſpäter ſogar, als der Kundſchafterdienſt von der Regierung
gufgehoben wurde, die Kundſchafter ausſchließlich in den Dienſt
der Spißpellügenzentrale geſtellt wurden.

Jn der Bevölkerung ſetzt ſich immer mehr die Einſicht von der
Ueberflüſſigkeit der Reichswehr durch. Um ſo
trampfhafter iſt das Bemühen vieler Reichswehroffiziere, durch
ſpitzleriſche Anzettelungen die Notwendigkeit der Truppe als Retter
der Staatsordnung zu erweiſen. Das lehrt auch wieder die vor
ſtehende Enthüllung über die Machenſchaften Magdeburger Reichs
wehroffiziere.

Orgeſch hin Orgeſch her.
Berlin 17. Auguſt. Der preußiſche Miniſter des Jnnern

hat unter dem 15. Auguſt einen Erlaß an alle Oberpräſtdenten
gerichtet, worin er ſie auffordert, in ihren Provinzen die Orgeſch
zu verbieten.

Hingegen ſcheint die Orgeſch von hochmögenden Reich sbehörr
den unterſtützt zu werden. Der rechtsſozialiſtiſche Reichstags
gbgeordnete Keil hat folgende Anfrage an die Regierung ge-
richtet: „Jft die Zeitungsnotiz richtig, daß die Miniſter Dr.
Geßler und Dr. Koch der Organiſation Eſcherich ihre Unter-
ſtüts ung zugeſagt haben? Bejabendenfalls, wie läßt ſis
eine ſolche Zufage mit der lonalen Durchführung der Eniwaff-
naungspflicht, der ſich die Organiſation Eſcherich widerſetzt,
vereinbaeren?

Jn Bayern lebt die Orgeſch ugtürlich munier und fidel. Die
Serrſchaften haben verkündet, daß ſie ſich unter keinen Umſtänden
auflöſen laſſen; ſie würden fich mit aller Macht dagegen zur Wehr
ſehen. Und vyrompt hat auch die Regierzing eingeſchwenkt und ge-
horcht. Die Münchener Preſſe verkündet ftolz was folgt:

Die bayeriſche Regierung hat kein Verbot der Orge'ſch er-
laſſen. Nach einer Jnformation des bayeriſchen „Ordnungsblocks“

Miniſterium des Jnnern iſt ein ſolches Verbot auch nicht in
t sſicht genommen.
Die Organiſation Eſcherich hat noch große Dinge vor. Von

Vanern aus ſoll dieſe Heilslehre das deutſche Volk beglücken. Auf-
epaßt!

im

Wie man aufrüſtet!
Wie das Eniwaffnungsgeſetz reſpektiert wird, zeigt ſich in

Elbing. Dort iſt in den letzten Tagen eine Ortsgruppe der
Tech niſchen Nothilfe gegründet worden, deren Mitalieder
laut Mitgliedskarte das Recht haben, in ihren Wohnungen Waffen
aufzubewahren und auf der Straße ſolche bei ſich zu tragen. Ein
Major Karnapp und ein Hauptmann Pfaffendorf grün-
deten außerdem eine Schutzwehr die natürlich ebenfalls be-
waffnet ift und bei „Unrubhen“ ein greifen will. Auf dem
Jugendſpielplatz wurden in den Abendſtunden des
13. Auguſt Elbinger Gymnaſiaſten im Werfen von Handgranaten
geübt.
Das alles iſt nötig, um dem Vaterlande den „inneren Frieden“
zu ſichern und die Entwaffnungsaktion vorzubereiten

Das ſkandalöſe Staatskommiſſariat.
Der Republikaniſche Führerbund erfreut ſich ſeit

Nosfes Zeiten der heftigften Gegnerſchaft der amtlichen mili-
täriſchen und ſonſtiger Stellen. Jn einer öffentlichen Anfrage
erhebt er jetzt ſchwere Anklage gegen die Methaden, welche mit
Unterſtützung des Staatskommiſſariats für
öffentliche Sicherheit unter Leitung des ehemaligenStaatsanwalts Dr. Weißmann in ſeiner Bekämpfung an-
gewandt werden. Das Staatskommiſſariat hätte nach Angabe des
RFVB. die Nachricht verbreiten laſſen, an den Zuſammenkünften
des Bundes in Berlin nähmen in der letzten Zeit Angeboörige der
Kampforganiſationen was iſt das? der USPD. und
KUPD. teil. Weiter hätte das Staatskommiſſariat falſche An-
gaben über Führer oder Mitglieder des Bundes gemacht und weiter
erklärt, u. Aer Situng des RJV. am 28. Juli hätte der zweite

Ein Schelm iſt, wer ſich bei alledem etwas ſchlechtes denkt

die

Putſch m die R
nicht durch einen Generalſtreik, ſondern mit Waff alt weg
gefegt werden und endlich, die Rekrutierung des R habe zur

ellung einer Einheitsfront nur aus den Linksparteien zu er
folgen.
Der Vorſtand des RFB. weiſt alle dieſe Bebarwingen in ſchärf
ſter Form zurück und erklärt, ſie beruhten auf Spitzelangaben, die
vom Staafskommiſſariat ohne jede Nachprüfung oder
Nachfrage beim RFB. zur Verhetzung der Behörden verbreitet
worden ſeien. Eine Anzahl von Unrichtigkeiten wären dem Staats
kommiſſariat von vornherein bekannt geweſen.

Dann ſtellt der RFB. folgende Fragen:
„Jſt Jhnen bekannt, Herr Staatskommiſſar, daß Spitzel

Jhres Kommiſſariats erſt vor wenigen Tagen verſucht ha
Mitgliedern des Republikaniſchen Führerbundes Waffen
gegen Bezahlung aufzudrängen?

Jſt Jhnen bekannt, Herr Staatskommiſſar, daß der Spitel,
der dem Berliner Lokal-Anzeiger den Lügenbericht Weg hat,
Bor den Kapptagen im RFB. verſucht hat, in dieſem Sinne
zu wirken

Weiter heißt es in dem Schreiben, daß die Organiſation des
RFB. ſich auf ein Programm ſtütze, das dem Staatskommiſſar
genau bekannt ſei. Wer etwas anderes behaupte, „iſt ein ſcham
loſer Verleumder.“

Herr Weißmann wird um Gründe zur Rechtfertigung einer
Tätigkeit, die nach den Vorwürfen des RFB. bewußt wahrheits-
widrig erſcheint, nicht verlegen ſein. Seine Auftraggeber ſind
zurzeit noch zu mächtig, als daß er über ein paar offizielle von
ſeinem Amt verbreitete Schwindelnachrichten ſtürzen könnte.

Die liederliche Polizeiwirtſchaft.
Ein Wachtmeiſter der Elbinger Sicherheitspolizei

bat 280 000 Mk. unterſchlagen und iſt dann flüchtig geworden. Der
Betreffende iſt ein junger Burſche von 22 Jahren. Er heißt
v. Taagern-Panknin wenigſtens hat er dies behauptet

und ſtammt aus dem Baltikum. Mit dem Gelde ſollte er in
Königsberg Rechnungen der Sicherheitsvolizei bezahlen. Statt
auf das betreffende Konto zahlte er die Summe auf ſein Poſt
ſcheckkonto ein. Dann ging er vier Wochen nach Lübeck auf Urlaub
und iſt wahrſcheinlich nach Schweden geflüchtet. Durch einen
a kam die Unterſchlagung ſchon nach einem Monat ans
Tageslicht.

Poſt und Sicherbeitspolizei ſtreiten jetzt darüber, wer das Geld
zu erſetzen habe. Aber das heißt leercs Stroh dreſchen, denn der
Staat iſt auf jeden Fall der Geprellte. Wie war es möglich, daß
ein zweinndzwanzigjähriger Ausländer Wacht meiſter wurde?
Und wie konnte ihm eine derartig große Summe anvertraut wer-
den, ohne daß er ſofort Rechnung legen mußte? Die Vor-
geſetzten müßten zur Rechenſchaft gezogen werden. Aber der
Zivilpöbel einſchließlich der Behörden hat ja in der Republik nichts
zu ſagen.

Regieren macht untauglich zur Arbeit.
Der rechtsſozialiſtiſche badiſche Staatspräſident Geiß iſt von ſeinem

Poſten zurückgetreten und für die treuen Dienſte, die er und ſeine
Regiernng der Wiederherſtellung der Weltordnung gottgewollter
kavitaliſtiſcher Abhängigkeiten geleiſtet haben. vom Landtag mit einem
jährlichen Ruhegehalt von 20000 Mk. belohnt worden. Das hat
einiges Aufſehen erregt, weil dieſe Penſion dem Beamtengeſetz zu-
widerläuft, das nur Beamten nach Ablauf einer Anzahl von Jahren
eine geſetzliche Penſion zubilligt. Der rechtsſozioliſtiſche Volksfreund
in Karlsruhe i. B. ſchreibt nunmehr den Kritikern des Geißſchen
Gnadengehaltes folgendes ins Stammbuch:

„Die beſondere Schwierigkeit bei dem Genoſſen Geiß liegt eben
darin, daß er in ſeinem Alter einen neuen Beruf doch unmöglich
noch aufnehmen kann. Und daß er, ſo beachtenswert auch der
Brruf eines Gaſtwirts iſt, als ehemaliger Staatspräſident doch
kaum zu ihm zurückkehren kann.“
Das heißt alſo, dieſelben Leute, die den Arbeitern nicht oft genug

die Arbeit als einziges Mittel zur Rettung Deutſchlands anpreiſen
können, halten ſie für jemanden entehrend, der auf Grund des Ver-
trauens breiter Volksſchichten für eine Zeitlang das Amt eines Staats
präſidenten bekleidet hat. Sie ſtellen ſich damit auf den hochnäſigen
Standpunkt eines Gardeleutnants, der irgendwelche Brotarbeit ver
achtet, weil ihm der Grips dazu fehlt! Jm übrigen: daß die Leute
des Vo ksfreund nichts vom Räteweſen wiſſen wollen, weil es als
Vorausſetzung di jederzeitige Röckverſetzung eines Gaſtwirts von
ſeinem Verwaltungsroſten in ſeinen früheren Beruf zuläßt, erſcheint

Geiß nicht mehr weiter verwunderlich!

Kartoffelbewirtſchaftung erledigt!
Aus Berlin wird gemeldet: Der Polkswirtſchafts

ausſchuß des Reichstags nahm nach längerer Erörterung den
vom Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft vorgelegten
Entwurf einer Verordnung über die Kartoffelbewirtſchaftung un
verändert mit 16 gegen 12 Stimmen an, wonach die Kartoffelbewirt-
ſchaftung vom 15. September d. J. an aufgehoben wird. Jn den
Verhandlungen, die zum Erlaß der Verordnung führten, wurde von
den Vertretern der Verbraucherſchaft und ſeitens der Reichs
regierung der größte Wert darauf gelegt, daß die ſicherzuſtellende
Menge zur Ausgabe einer angemeſſenen Wockenration aus
reiche, und nach längeren Verhandlungen wurde ſchließlich eine
Menge von 120 Millionen Zentnern feſtgeſetzt, die die Ausgabe
einer Wochenration von 6 Pfund an die verſorgungsberechtigte
Bevölkerung ermöglicht.

Der Sinn des Beſchluſſes iſt wohl der, daß man den Städten und
Kreiſen eine Menge ſicherſtellt, die eine Zuteilung von 6 Pfund
ermöglichen würde. Aber wie man den Verbrauch kon-
trollieren will, das iſt nicht erſichtlich. Denn man müßte doch
jede Woche feſtſtellen, daß noch ſoundſo viel unbedingt perfügbar
iſt. Wie macht man das? Hat erf der ſogenannte freie Handel die
Kartoffeln in der Hand ſo iſt eine Ueberſicht über ihre Verwendung
nicht mehr möglich. Verfütternng an das Vieh, Wucher und ſo
weiter liegen nahe. Nun, wenn die Kataſtrophe eintritt, hat
das Volk keine Verantwortung.

Die Folgen der Aufhebung der Fleiſch
rationierung.

Uns wird zus Baden geſchrieben
Jm Reiche iſt die Aufhebung der Fleiſchkarte beſchloſſen worden,

was den Jntereſſenten einen, erneuten Anſtoß zur Propadanda für
Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung von Vieh und Fleiſch überhaupt
gegeben hat. Jn Baden iſt die Aufhebung der Rationierung durch-
geführt worden. Die Folgen ſind ein ſtarker Exvort und damit ver-
bunden ein Nachlaſſen der Milchproduktion.

Aus den hanpifſächlichſten badiſchen Viehzüchtungsbezirken, wie
Meßfirch Vfullendorf, ſind während der letzten 8-10 Tage

ons Rindvieh nach Kehl geſchafft worden. Von Kehl ans,
welches zum beſetzten Gebiet gehört, geht natürlich das Vieh weiter
nach Frankreich und der Schweiz. Einzelne Wirtſchaften in den
hHanuvptfächlichſten Viehhandelsbezirfen ſind wahre Schacher- und
Schieberbörſen. Auf einem Raum von noch nicht 40 Quadratmetern
ſitzt Bauer an Bauer, die Händler gehen mit gefüllten Börſen und
ihrem Notizblock von der Stollbeſichtigung her von Mann zu Mann.Berge von Geldſcheinen liegen auf den Tiſchen und jeder iſt voll-

beſchäftigt, Schein um Schein durchzublättern. Derweilen macht man
draußen das Vieh zum Abtransport fertig.

Die Folgen der verminderten Fleiſch- und Milchproduktion zwingen
die Bevölkerung zur Selbſthilfe. Jn St. Georgen veranſtaltete die
Arbeiterſchaft dieſer Tage eine Demonſtration. Man zoa auf die
umliegenden Orte, um die Milchablieferungsliſten und Viehſtälle zu
u kontrollieren. Ein zur Abfahrt bereiter Wagen mit 5 Stück Groß-
vieh wurde vom Güterzug abgekoppelt und von der Arbeiterſchaft
beſchlacnahmt. Bauer und Bäuerinnen, welche die Zahl der Kühe
falſch angegeben hatten, wurden in den Brunnentrog getaucht. Dieſe

Volksjuſtiz iſt eine naturgemäße Folge des Schieber- und Wucher-
triumphes in der Aufhebung der Zwangswirtſchaft.

un
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uns nun nach der Argumentation der badiſchen Rechtſer im Falle
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Wo iſt der Erzbiſchof? London, 17. Auguſt. Wie die Blätt

melden, iſt der nach England gebrachte irenfreundlig
Erzbiſchof Mannix zuſammen mit ſeinem Sekretär plögſi
verſchwunden.

Ein alldeutſcher Gemütsmenſch.
Er will 15 Millionen Menſchen „ausſterben“ laſſen
Profeſſor Bumm, der Leiter der Berliner Univerſitä

Frauenklinik hat ein großes internationales Hilfswerk eingeleit
ur Rettung der an Tuberkuloſe erkrankteeutſchen Kinder. Er wandte ſich um Förderung und Unt

tützung ſeiner hochherzigen Beſtrebungen u. a. auch an den Pro
eſſor Obermedizinalrat ax v. Gruber in Müncher

Dieſer Gruber, der nicht nur ein namhafter ührer de
bayeriſ J De a e auch noeeine e Seele iſt, antwortete nun mit dem folgenden menſcheſtrurbüiden Abſagebriefe:

„Sehr geehrter Herr Kollege!
Sie und die anderen Herren Unterzeichner des Rundſchreiber

vom 15. Mai über die internationale Hilfsaktion für Rettung
Tuberkuloſekinder Deutſchlands werden ſich wohl über mein
telegraphiſche Abſage gewundert 227 Jch verkenne natür
lich ebenſowenig wie Sie die Furchtbarkeit der Geſundheitslage
in der ſich unſer Volk befindet, und ich würde ebenſo gern wi
Sie abhelfen. Jch halte es aber für ungabwendbar, daß in de
einen oder anderen Weiſe die 10--15 Millionen ausſterben, e
die wir infolge des Raubes unſerer Handelsflotte. unſerer Kole
nien, unſeres ganzen Beſitztums im Ausland und eines Teil
unſerer heimiſchen Bodenſchätze infolge der Vernichtung di
Induſtrie und des Handels mit dem von uns ſelbſt Bearbeitet
den Tiſch nicht mehr decken können. Vom Bettel aber kan
und darf das deutſche Volk nicht leben wollen, und völli
unvereinbar mit ſeiner Ehre wäre es gar, wenn wir
jene anbetteln würden, welche durch ihren längſt gerlen ten

meinſamen Raubüberfall, durch die Hungerblockade, durch
mit teufliſcher Ueberlegung ausgedachten Beſtimmungen des ſo
genannten Verſailler Friedens uns in das entſedtliche Elend der
kommenden Tage geſtürzt, welche uns ſechs Jahre lang bis heut
mit Verleumdung, Schimpf und Schande Wert haben. Ohne
völkiſche Ehrliebe gibt es übrigens auch gar kein geſundes Ge
deihen für ein Volk. Sagen Sie den feindlichen Nationen, daß
ſie die Schuld trifft wenn unſere Kinder in Krank
heit verkommen dabei würde ich mittun aber
rufen Sie nicht die Menſchlichkeit derjenigen
an welche die Menſchlichkeit in beiſpiellos unmenſchlicher Weiſe
mit Füßen getreten haben; rufen Sie nicht den Papſt an, den
Wächter chriſtlicher Sittlichkeit, der kein Wort gewagt hat gegen
die Hungerſperre und gegen den Verſailler Frieden

Mit kollegialer Hochachtung Jhr ergebener
Max Gruber.“

Kann ſich chriſtliche Nächſtenliebe und ehe würdiger
verkörpern als in dieſem erhebenden Vorbilde dieſes alldeutſchen
Profeſſors?! Der alldeutſche Stolz und das deutſche Ehr-
gefühl“ über alles! Sie müſſen um jeden Preis gewahrt werden

und um ihretwillen opfert ſo ein alldeutſcher Gemütsmenſch
kalten Blutes 15 Millionen ſeiner hungernden und kranken Volks
genoſſen! Herrlicher kann ſich die alldeutſche Liebe zum Volke
wahrhaftig nicht mehr offenbaren! Und ſo was beſitzt noch die
Unverſchämtheit, ſich über die Unmenſchlichkeit der „Feinde“ zu
entrüſten! War doch dieſer alldeutſche Menſchenfreund natürlich
ſelber ein begeiſterter Anhänger des uneingeſchränkten UBoot-
Krieges, bei dem Frauen und Kinder erſäuft wurden,
der belgiſchen Arbeiterdeportationen, bei denen
die Eltern von den hilflos zurückbleibenden Kindern weageriſer
wurden, und aller ſonſtigen Unmenſchlichkeiten, die der deutſche
Militarismus als „Kriegsnotwendigkeit“ beging. Natürlich ge
hörte er auch dem Vunde „zur raſchen Niederkämpfung Englands
(durch Hunger) an. Welch ein Abgrund ſittlicher Verworfen-
i tut ſich hier auf. Ein Grauen erfaßt einem vor dieſen „Ge

ildeten“, die ſich ob ihrer „Bildung“ ſo unendlich erhaben dünken
über das „gemeine Volk“, das nach ihrer Meinung nur dazu
da iſt, ſich von den alldeutſchen Kriegsverbrechern als Kanonen
futter gebrauchen zu laſſen, und das ſie zu weiteren Millionenkaltlächelnd in dem Kriegselend verrecken laſſen, in das ſie es erſi

freventlich geſtürzt haben! Dieſe Gemütsroheit dieſes all
deutſchen Herrenmenſchen erhält indes aber erſt die rechte Be
leuchtung in Verbindung mit der wahnwitzigen Anmaßung, das
Volk Tr unter die alldeutſche reaktionäre Gewalt zwingen
zu wollen

Steuerabzug und Kriegsgewinn-

ſteuer.
In der Voſſiſchen Zeitung beſchäftigt ſich Fritz Naphtali mit der

Bewegung gegen den Steuerabzug. Der Verfaſſer mißbilligt, wie
nicht anders von einem Mitarbeiter der Voſſiſchen S zu erAbels ſei
warten iſt, jede Aktion gegen den Steuerabzug.
notwendig. Aber:

„Es iſt in der Tat nicht angängig, daß wir mit der Sinstehung
der Vermögensgzuwachsſteuer im Kriege nicht vorankommen un
d bei der Erhebung des Reichsnotopfers infolge der Unfähig
keit der Steuerbehörden nicht einmal die Friſt für die Abga
der Deklarationen eingehalten werden konnte, ſo daß bei der
ungeheuren Schwierigkeit des Einſchätzungsgeſ s die Ein
ziehung ſelbſt in unabſehbarer Ferne zu liegen ſcheint. Der
Reichsfinanzminiſter hat in einer Unterredung mit einem Ver-
treter der Deutſchen Allgemeinen Zeitung über den Steuer
abzug jüngſt geäußert: „Haben denn die Arbeiter vergeſſen,
daß aller Kriegsgewinn bis auf 172 000 Mk. weggeſteuert wird
Haben ſie vergeſſen, daß das Reichsnotopfer bis zu 65 v. H. des
alten Vermögens bei den Reichſten wegnimmt Gerade weil
wir den Steuerabzug für abſolut notwendig halten, haben wir
das Recht, den Reichsfinanzminiſter vorzuhalten, daß es ſehr
begreiflich iſt. wenn die Wegſteuerung des Kriegsgewinnes von
den breiten Maſſen vergeſſen wird, ſo lange ſie noch nicht einen
Kriegsſchieber in natura geſehen haben, dem ſeine Kriegsgewinne
bis auf die im Geſetze ſtehende Summe weggeſteuert worden ſin
und ſolange ſie vom Reichsnotopfer nichts anderes leſen, als die
notwendig gewordene Verſchiebung des Deklarationstermins.“

demokratiſchen Parteigängern ſagen laſſen muß, iſt es wahrlich
weit genug gekommen. Die deutſche Regierung aber ſcheint ſich
des Skandals gar nicht bewußt zu werden, der darin liegt, daß ſie
Arbeitern von ihrem kargen Lohn kurzerhand mit den Hebeln
der indirekten Steuern und den Zangen des Steuerabzuges einViertel glatt raubt, während die Kriegsgewinnker und
Schieber, die ſich die ganze Bevölkerung in noch viel höherem
Maße tributpflichtig gemacht haben, ſo lange unbehelligt ließ, bis
ſie ihren Raub vor der Beſteuerung ſo weit als irgend möglich
in Sicherheit gebracht haben. Und wenn dann dort nichts
mehr zu erwiſchen iſt, kommen die Steuerkünſtler groß und klein
und „beweiſen“, wie es nicht nur die Voſſiſche Zeitung, ſondern
auch die rechtsſozialiſtiſche Preſſe tut und tat, daß die Steuer
abzüge nicht nur beibehalten, ſondern angeſichts der „Notlage des
Reiches“ vielleicht gar noch erhöht werden müſſen.

Gewe kſaftliches und Unterbaltungsbdlatt: Karl Bock; für Halle undWerner Scholem; für Aus der Provinz und Verenmiu äh Otto
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Aus der Provinz.
Perſonalakten über Betriebsräte ſind unzuläſſig!

Vom Jnformationsbureau Halle (Saale) des Verbandes ber
gergarbeiter wird uns mitgeteilt:
In letzter Zeit haben eine Reihe von Werks verſucht

zerſonalakten über Betriebsräte anzulegen. Von Betriebs
ten über Grund und Zweck dieſer Anlegung befragt, wurde
nen von den Direktionen geantwortet, dies geſchehe auf Grund
ainer Verordnung des Reichsarbeitsminiſters. Wenn unſere Be
wriebsräte jedoch Einſicht nehmen wollten in dieſe ſonderbare Ver
zdnung, wurde ihnen erwidert, dieſe ſeien zurückgeſandt oder
peitergegeben worden. Daraus ergab ſich begreiflicherweiſe die
inwahrſcheinlichkeit der ganzen Handlungsweiſe und wir wandten
ins um Aufklärung an den Reichsarbeitsminiſter.
Von dieſem ging uns nunmehr unter dem 18. Auguſt folgende

Antwort zu: „Eine Verordnung des von Ihnen an
geführten Jnhaltes iſt hier nicht ergangen
Wir geben dies den Betriebsräten bekannt, damit ſie in vor

pmmenden Fällen ihre Werksleitungen auf das Unzuläſſige ihres
gorgehens aufmerkſam machen können.

Vielleicht verraten die Werksherren nunmehr, welchen Zwecken
die Feſtſtellung über die Perſönlichkeiten der Betriebsräte dienen
ſollen. Man muß wohl ſchon beſondere Gründe haben, wenn man
ſich hinter den Reichsarbeitsminiſter verſteckt. Es ſcheint eine gang
beſondere Bewandnis mit dieſen Perſonalakten zu haben. Den
getriebsräten empfehlen wir Vorſicht. Die Anlegung
ſolcher Akten iſt unzuläſſig!
gommunale Beratungsſtelle der ASP., Anterkommiſſton

Kreis Bitterfeld.
Am Sonntag, den 22. Auguſt 1920, vormittags 9 Uhr, findet im

Geſellſchaftshaus in Bitterfeld eine Gemeindevertreter-
Konferenz aller USP.-Gemeindevertreter des Kreiſes ſtatt.

Da die grundlegende Organiſation der Unterkommiſſion für den
Kreis Bitterfeld geſchaffen werden ſoll, iſt das Erſcheinen eines
jeden Gemeindevertreters erwünſcht.
Die Ortsgruppen Vorſtände der USP., auch derjenigen Orte,

wo wir in den Gemeindevertretungen noch nicht vertreten ſind,
werden gebeten, an der Sitzung teilzunehmen.

Orgeſch im Kreiſe Liebenwerda.
Man ſchreibt dem Vorwärts: Wie ernſt die Lage bereits durch die

heimliche Tätigkeit und die Wühlereien der Organiſation Eſcherich
eworden iſt, zeigen auf das allerdeutlichſte die Nachrichten, die mit

immer größerer Beſtimmtheit aus dem Kreiſe Liebenwerda
in der Provinz Sachſen kommen. Dort beſteht ſchon ſeit einigen
Nonaten beſonders in und um Elſterwerda eine re Ab
teilung der Organiſation Eſcherich, deren Kern die Zöglinge des
Lehrer eminars Elſterwerda bilden. Beſonders die Semi
nariſten Pabſt und Heim erſterer Leutnant a. D. letzterer
ehemaliger Feldwebel, arbeiteten für dieſe Organiſation. Sie
zogen agitierend von Ort zu Ort. Jhr Werben hatte auch den ge
wünſchten Erfolg; die Organiſation ſoll zuletzt ſchon faſt 500 Mit
r gehabt haben, jedenfalls gehörten ihr faſt alle Zög-
inge des Seminars Elſterwerda an. Nur Rektor und

Lehrkörper des Seminars wußten angeblich nichts davon! Nebenher
lief eine ähnliche Werbetätigkeit des Landrats von Borke. Auf
den Gütern an der Grenze des Freiſtaates Sachſen ſoll es zugroßen Waffenſchiebungen gekommen ſein, und zwar muß es c

dabei um erſt jüngſt beſchaffte Waffen handeln, da ſie
von der aufgelöſten Einwohnerwehr nicht ſtammen können; gab
es doch in Elſterwerda und Umgebung keine Einwohnerwehr. Jm
engſten Zuſammenhange mit dieſen Vorgängen werden übrigens
auch die Namen der Gutsbeſitzer Grafen von der Schulen-

burg und eines Herrn v. Rochow, letzterer Beſitzer des Gutes
Strauch im Freiſtaate Sachſen, genannt. Graf von der Schulen
burg ſoll ſogar der eigentliche Leiter der Unternehmung ſein.

Alle dieſe Vorgänge riefen in der ſehr zahlreichen Arbeiterſchaft
von Lauchhammer große Aufregung hervor. Die allgemeine
unruhigung wurde ſchließlich ſo ſtark, daß die Arbeiterſchaft mit
Selbſt hilfe drohte. Sie drohte, nach Elſterwerda zu ziehen,
um die dortige Orgeſch aufzuheben. Die Folge dieſer Erregung
war, daß die beiden Hauptagitatoren Pabſt und Heim
das Seminar verließen und flohen.

Erſt nachdem der Rektor der Anſtalt erklärt hatte, daß er von
der ganzen Angelegenheit nichts wiſſe, ſie auch nicht billige
und er ſeine Anſtalt jederzeit für eine Unterſuchung zur Ver

gung ſtelle, und nachdem bekannt wurde, daß der Oberpräſi-
ent der Provinz Sachſen von Magdeburg aus zwei Beamte der

Sicherheitspolizei geſchickt habe, die mit Unterſtützung des kom
miſſariſchen Landrats Vogel die ganze Angelegenheit eingehend

nach unterſucht und bis wach Dresden hin verfolgt haben, trat wieder
nicht Leruhigung ein. Soviel in Liebenwerda von dem Ergebnis der
rifft. Unterſuchung bekanngeworden iſt, wurde das Beſtehen einer Ge

heimorganiſation, die der Orgeſch wenn nicht ſo doch
inen wenigſtens naheſteht, einwandfrei feſtgeſtellt. Auf die Meldung
Ar davon hat der Oberpräſident die nötigen Maßnahmen
eiter getroffen.

em5 Der Sangerhäuſer Landarbeiter für die Einigkeit.
lau Am Sonntag, den 15. Auguſt, fand in Sangerhauſen eine Kreis-
und konferenz des Landarbeiterverbandes ſtatt, auf der zu der Spaltung

der Landarbeiter in den beiden Mansfelder Kreiſen Stellung ge
wmmen wurde. Die Delegierten waren einmütig der Anſicht,

ges daß durch derartige Quertreibereien der Führer des Mitteldeut-
ſchen Landarbeiterverbandes nur die Stoßkraft der aniſation
zertrümmert würde. Sie erkennen an, daß einzelne er inner

o halb der Organiſation vorhanden ſind, die aber nicht hehoben wer
e den durch den Austritt der Mitglieder aus der Organiſation.

Folgende vom Kreisleiter Kollegen Grimm eingebrachte Reſo
lution fand einſtimmig Annahme: „Die heute im Herrenkrug

atte zu Sangerhauſen ſtattgefundene Kreiskonferenz des Landarbeiter
verbandes verurteilt auf das allerentſchiedenſte die re
verſuche, wie ſie in Mansfeld zur Gründung eimes Mitteldeutſchen

da Landarbeiterverhandes geführt haben. Die Delegierten erblicken
iſi- darin eine Schwächung der Stoßkraft der r und ſtehen

einmütig auf dem Standpunkt, daß durch ſolche Quertreibereien
en, nur den Agrariern in die Hände gearbeitet wird. Die Delegierten

v derpflichten ſich, ihre ganze Kraft der Organiſation zur Verfügung
z ſtellen und für die Befreiung der Landarbeiter aus den Klauen

ber er Agrarier einzutreten.“ s
les Eine Landarbeiterkonferenz r BraunſchweigWolfenbüttel,

auf der 10 000 Mitglieder vertreten waren, wies das regktionäre
und diktatoriſche Verhalten des Verbandsvorſtandes gegenüber den

ins USP.- Angeſtellten zurück. Jn eingr einſtimmig angenommenen
Entſchließung wird dem Gauleiter Berkling und den Kreisleitern
das Vertrauen ausgeſprochen und die Erwartung, daß durch eine

en andere Verwendung des Gauleiters Schrader der Streit beigelegt
wird. Ferner wird erwartet, daß keine Entlaſſungen wegen poli
tiſcher Zugehörigkeit erfolgen. Alle Loslöſungsbeſtrebungen wür-
den bekämpft werden.

der Die Arbeit der Elternbeiräte.
R Von Oberlehrer Dr. Th. Neubauer (Erfurt).
e J. inen Solange die bürgevlich-kapitaliſtiſche Klaſſenherrſchaft
un Deutſchland noch ungebrochen daſtand, hütete ſie ſich, das Volk zur
cht Nitarbeit in Schul und Erziehungsfragen aufzurufen. Wer viel
ei fragt, erhält viele Antworten, hieß es bei den Preußen. Darum

fragte man lieber gar nicht, zumal man wußte, daß ein großer
Teil der Antworten durchaus nicht ſchmeichelhaft ausfallen würde.

Schalmechanigurns lktef ja viel rekbungsloſer,

er 77 hinter den Kuliſſen r ne zuegenheit fand. Deshalb wurde das entliche“Ergiehungsweſen unter Ausſchluß der der
geleitet daher der Name „öffentlich“ von den Regierungs
männern und ihren dienſtfertigen Geiſtern.

Die Revolution von 1018 hat den Bau der bürgerlich-kapitali
Klaſſenherrſchaft ins Wanken gebracht; ſie hat auch die
der Schuldeſpoten gebrochen und zunächſt einen loderen

Uebergangszuſtand geſchaffen der eine Menge neuer Möglichkeiten
der Entwicklung bietet. Dieſe gilt es auszunutzen. Darin beſteht
die nächſte Aufgabe der ſozialiſtiſchen Elternbeiräte und der hinter
ihnen ſtehenden breiten Volksmaſſen. Genauer geſagt: Die Aufgabe
der ſogialiſtiſchen Elternbeiräte iſt eine doppelte: Bekämpfung der
Neaktion, wo immer ſie auftritt, und Vorwärtstreiben der Ent
wicklung im Sinne unſeres ſozialiſtiſchen Schulprogramms.

Die Arbeit der Elternbeiräte kann nur dann erfolgreich ſein,
wenn ſie in engſter Fühlung mit den Volksmaſſen geſchieht. Sie
dürfen deshalb nicht zu einem Klübchen von mehr oder minder
ſchlechten Schulpolitikern werden, ſondern ſie haben ihre Arbeit
vor der Oeffentlichkeit zu leiſten und der Oeffentlichkeit darüber
Rechenſchaft abzulegen. Das iſt folgendermaßen zu verſtehen
Bevor der Elternbeirat einer Schule oder die vereinigten Eltern
beiräte eines größeren Bezirkes irgendeine Sache in der offiziellen
Sitzung zur Verhandlung bringen, berufen ſie eine Elternverſamm
lung, bringen ihre Sache vor und regen zu einer ausgiebigen Aus
ſprache an. Dabei werden ſie am beſten die Meinung ihrer Wähler
kennen lernen, es wird ihnen noch manches Wichtige zur Sache mit
geteilt werden und manches zu größerer Klärung gelangen. Und
vor allem: ſie werden in den Elternkreiſen ſelbſt das Jntereſſe
und Verſtändnis für die Aufgaben der Erziehung erwecken und ver
tiefen, ohne das ein Elternbeirat nun eben einmal nicht arbeiten
kann. Jſt dann die Angelegenheit in der offiziellen Elternbeirats
ſitzung zur Verhandlung gekommen, ſo wird wieder eine Eltern
verſammlung einberufen, der ein Bericht erſtattet wird und in der
über die Ergebniſſe und Folgen der Verhandlung und über weitere
Maßnahmen geſprochen wird. Es iſt dabei notwendig, daß die Be
richte von einem Referenten gegeben werden, der ſich in ſeine Sache
gründlich eingearbeitet hat.

Angelegenheiten allgemeiner Art müſſen in einer Zuſammen
arbeit aller beteiligten Elternbeiräte und Elternſchaften behandelt
werden. Setzen wir z. B. folgenden Fall: an einem größeren Orte
iſt noch nichts geſchehen, um die von der Reichsverfaſſung geforderte
Einführung des Arbeitsunterrichtes zu verwirklichen. Dann wer-
den die zu einem örtlichen Verband zuſammengeſchloſſenen Eltern-
beiräte eine gemeinſame Sitzung anberaumen, um über dieſe Sache
zu beraten. Darauf wird eine allgemeine Elternverſammlung ein-
berufen, in der das Thema: Der Arbeitsunterricht behandelt
wird. Nach gründlicher Aufklärung und Ausſprache wird be
ſchloſſen, eine gemeinſame Aktion aller Elternbeiräte zwecks Ein
führung des Arbeitsunterrichts in die Wege zu leiten. Aufgabe
der Elternbeiräte an den einzelnen Schulen iſt es dann. dieſe
Aktion durchzuführen, ſtets, wenn ſich Schwierigkeiten einſtellen,
unter erneuter Fühlungnahme mit der Elternſchaft.

Die bürgerlichen, chriſtlichen, unpolitiſchen oder wie fich die
reaktionär- politiſchen Elternbeiratsmitglieder ſonſt noch nennen
mögen, werden meiſtens dieſes Vorgehen der zielbewußten Eltern-
beiräte zu ſabotieren ſuchen. Daraus werden natürlich Gegenſätze
und Kämpfe entſtehen. Darum iſt ein Zuſammenſchluß
der proletariſchen Elternbeiräte unbedingt not
wendig. Alle örtlichen Elternbeiräte müſſen ſich deshalb zu
ſammenſchließen zu einem Ortsverband; alle Orte eines Bezirks
zu einem Bezirksverband ſozialiſtiſcher Elternbeiräte; die ein
zelnen Bezirke zu einem Provinzial oder Landesverband. Der
Ausbau dieſer Organiſation muß ſofort begonnen und planmäßig
durchgeführt werden, und zwar in enger Fühlung mit der Partei.
Denn dieſe wird es ja ſein, die unſere Schulforderungen der Re
gierung gegenüber zu vertreten hat und das ſtarke Rückgrat für die

wenn ſicht r

Be ganze Bewegung bilden muß.

Cloſchwitz. Parteifeſt. Bei herrlichem Wetter konnte die
nSPD. Coſchwitz-Trebitz ihr Parteifeſt mit Bannerweihe und
Kinderfeſt feiern. Von nah und fern waren die Genoſſinnen und
Genoſſen herebigeeilt. Wirkungsvoll war die Feſtrede des Genoſſen
Franz Müller (Kloſter-Mansfeld). Brauſend erſcholl das Hoch
auf die Internationale und ſtaunend ſahen die Agrarier auf den
impoſanten Demonſtrationszug für den Sozialismus, gegen
Reakkion und Kapitakismus.

Beim PunktCloſchwitz. Gemeindevertreterſitzung.
Beſteuerung des reichsfreien Einkommens durch die Gemeinde ent
ſtand eine lebhafte Debatte. Um Geld in die Gemeindekaſſe zu
bringen, ſolle die Beſteuerung eingeführt werden. Der Partei
vorſitzende Genoſſe Reck ſtellte den Antr rg auf Ablehnung. Auf
Erund der Begrünk ung beſchloß die Vertretung, den Beſchluß auf
Beſtenerung zurücfzuſtellen, bis Klarhert her e welchen Anteil
die Gemeinde vom Reich erhält. Zur Grundſtener wurden b00
Prozent, zur Gehäude- und Gewerbeſteuer490 Prozen. Zuſchläge
fetgeſert. Der Antrag der Rechtsſozialiſten, 500 Prozent zur
v au Plagyn, wurde gegen die Kimmen der S2D.
und USa. C -Ve: treter abgelehnt. Als S wurde Herr
Otto Richter verpflichtet. Für Arbeiten in der Gemeinde wird der
Stundenlokn ouf 3,50 Mk. erhöht. Weiter beſchloß die Verkretung,
an Herrn Zwangig und die Gewerkſchaft Johannashall je eine
Aufforderung agclangen zu ſen, die Einzäunungen der Grund
ſtücke auf die Crenzen zurückzufetzen.

Sangerhauſen. Der Weg der kavpitaliſtiſchen Ausbeutung geht über Leichen. Jn der Aktien Maſchinenfabrik iſt, wie
ſchon gemeldet, der Streik ansgebrochen. Die Streikleitung wandte
ſich an den Gewerbeinſpektor mit dem Erſuchen, dafür zu ſorgen, daß
die beſchäftigten Lehrlinge nur für die Arbeit verwendet werden, für
die ſie angenommen ſind. Der Inſpektor verſprach, nach der Richtung
hin wirken zu wollen. Aber die Direktion und deren Meiſter kehrten
ſich weniger an dieſe Anordnung und Selbſtverſtändlichkeiten, ſondern
ſie benutzten am Montag morgen wiederum die Lehrlinge zum
Schieben der mit der Bahn angefahrenen Koksladungen. Dabei kam
der kurz vor Beendigung ſeiner Lehrzeit ſtehende Formerlehrling
Siering unter die Räder, ſodaß ihm ein Bein abgegquetſcht wurde.
Es iſt geradezu empörend, wie leichtfertig dieſe Geſellſchaft mit den
Menſchenleben umſpringt. Anſtatt den für Hungerlohn arbeitenden
Vollarbeitern ein paar Groſchen Zulage zu gewähren, läßt man dieſe
in den Streik treten und richtet dann Menſchenleben zugrunde. Es

wird hobe Zeit, daß die Arbeiterſchaft dieſem elenden Ausbeutungs-
und Mörderſyſtem ein Ziel ſetzt.

m Kreiſe Eckartsberga referierte Genoſſe Kilian am Sonnabendund edre in drei öffentlichen Verſammlungen. War die Ver-
ſammlung in Cölleda bedauerlicherweiſe nur ſchwach beſucht, ſo ge
ſtaltete ſich die in Wiehe intereſſant durch eine Auseinanderſetzung
mit der dort ſtationierten deutſchnationolen Parteiſekretärin. Deren
Lage war allerdings ſo ſchwierig, daß ſie ſich Angriffsvunkts außerhalb
des Referats ſuchen oder ſolche erfinden mußte, welch letztere Uebung
bei den Verſammlungsbeſuchern lebhaften Unwillen auslöſte. Wie
immer in deutſchnationalen Reden, ſpielte natürlich auch bei Fräulein
Förſtemann der dicke Schinkenbrote und weißen Kuchen eſſende und
trotzdem unzufriedene Stadtarbeiter aus dem Mangsfeldiſchen eine
dolle. Mit Recht ereilte die deutſchnationale Märchenerzählerin das
chickſal ihrer ſtändig am Orte wohnenden Geſinnungsgenoſſen: ſie

wurde ausgelacht. Guten Beſuch und prächtigen Verlauf zeigte die
Verſammlung in Loſſa. Mon darf annehmen, daß die Verſammlungen
wegen der lehrreichen Referate, die gehalten worden ſind, die Partei-
bewegung fördern und die ſozialiſtiſche Erkenntnis der Parteimitglieder

vertiefen werden. b der TeeBitterfeld. Wegen Fahrraddiebſtahls iſt der Arbeiterrein Lehmann aus Holzweißig feſtgenommen worden. Men

fand bei ihm eine franzöſiſ.He nmaſchine, Marke Derrot,

Nummer 102 860, Rahmenbau mit gelben Srretfen, gelben
mit Freilauf ohne Rücktrittbremſe und Schlauchmantel

reifung; ferner ein faſt neues Dürkopprad, Nr. 691 012, ſchwargerRa menhau mit gelben Streifen, noch oben gebogener Lenkſtange,

gelben Felgen mit ſchwarzen Streifen und Torpedofreilauf. Beide
Maſchinen ſcheinen unter Wert gekauft oder geſtohlen worden zu
ſein. Die Räder ſind bei der Polizei in Gewahrſam genommen und
können von den Eigentümern ſelbſt abgeholt werden.

Wetten Da Na dorf bei Jeßnit iſt von der Aktien
geſellſchaft für Anilinverwertung angekauft worden.

Gräfenhainichen. Verein für Kleingartenbau. Ein aus
drei Genoſſen beſtehender Ausſchuß hatte ſich die Aufgabe geſtellt,
Vorbereitungen für die Einrichtung des Kleingartenbaues zu treffen,
wobei große Schwierigkeiten zu überwinden waren. Die Beſitzer und
Landpächter proteſtierten gegen dieſe Beſtrebungen und ſtellten, ums
ſie unmöglich zu machen, recht hohe Forderungen, zwiſchen 250 und

Mark für den Morgen. Die Widerſtände wurden jedoch über
wunden und die Vorarbeiten des Ausſchuſſes führten zu gntem Er-
folge. Für jedes Mitglied ſind 400 qm vorgeſehen, die Gärten liegen
gleich am Rande der Stadt, was für die Intereſſenten ſehr vorteilhaft
iſt. Um nun dem Unternehmen eine feſte Grundlage zu ſchaffen,
wurde zu Donnerstag, 12. Auguſt, eine Verſammlung einberufen, in
der Gen. Ließ über die Vorarbeiten Bericht erſtattete. Dann ging
man an die Gründung eines Vereins, der ſich Verein für Kleingarten-
bau, Gräfenhainichen, nennt und bereits die ſtattliche Zahl von110 Mitgliedern umfaßt. Das Eintrittsgeld beträgt 1 Mark, der Beitrag
monatlich 0,50 Mark. Der Vorſtand beſteht aus ſieben Perſonen,
Gen. Ließ iſt erſter Vorſitzender. Dem Vorſtand ſteht ein Garten
ausſchuß von 5 Mitgliedern zur Seite. Mit den Arbeiten wird noch
in dieſem Jahre begonnen.

Ausder Partei d gutbeſuchten Mitgliederver ſammlung
wurde der Bericht über Verlauf der Generalverſammlung in
Delitzſch gegeben. Gen. Nutſch referierte über die politiſche Lage;
er ſprach über die Regierungsbildung, die folgerichtige Haltung unſerer
Partei, über die Wirtſchaftskriſe und die Rede des Außenminiſters
Simons. Gen. Ließ behandelte die Agitation und Organiſation. Beide
Refercte wurden von der Verſammlung günſtig auſgenommen, dieſe
erklärte ſich mit den Ausführungen ohne Debatte einverſtanden. 5

Freiroda. Die Schulfeldverpachtung hat hier eine derart
ſchwindelnd hohe Pachtſumme gebracht, daß man den Pächtern, meiſt
Arbeitern, den Vorwurf machen muß, ſie leiſten dem Wucher Vorſchud.
Es wurde meiſtbietend verpachtet und ein Pachtpreis für vier Par
zellen, je zirka Morgen groß, von 270 bis 345 Mk. pro Jahr er
zielt. Bisher brachten genannte Parzellen zuſammen 83 Mk. im Jahr,
jetzt 1265 Mk. Ein anderer Teil des Schulfeldes von rund acht
Morgen, welches in zehn Parzellen aufgeteilt wurde, bringt eine
Jahresectrag von 340 bis 490 Mk., insgeſamt 4220 Mk., ſodaß das
hieſige Schulfeld in einem Jahre 5485 Mk. einbringt. Es wäre zu
wünſchen, daß ein baldiger Preisabbau käme, damit die Pächter ob
ihrer unſinnigen Preistreiberei ein recht kräftiges Andenken behielten

Kreis Liebenwerda. An die ſozialiſtiſche Arbeiterſchaft
Von rechtsradikaler Seite der heimtückiſchen und reaktionären Geſell z
ſchaft, die die Arbeiterklaſſe umlauert, iſt der ganze Kreis in Erregung
verſetzt worden. Monatelang hat man im Geheimen gewühlt undg
Vorbereitungen getroffen, um die ſozialiſtiſche Arbeiterklaſſe auf Ver
abredung niederzuſchlagen. Am 12. Anguſt ſollte der Ueberfall und
die Beſeitigung der Arbeiterführer erfolgen. Der ganze Plan wurde
verraten und durchkreuzt, weil die Arbeiterſchaft wachſam war. Das
geheime Netz war weit verbreitet und dürfte es noch ſein. Elſterwerda,
war der Knotenpunkt, von wo aus die Fäden bis nach Sachſen weiter

jägerkorps und Arbeiterführer vorgenommene Unterſuchung hat zwar
nichts feſtſtellen können, doch werden die Spuren weiter verfolgt. An
die Arbeiterſchaft des Kreiſes ergeht der Aufruf, ſich nicht provozierew
zu laſſen, aber deſto wachſamer zu ſein, um nötigenfalls mit Entſchloſſen
heit und aller Schärfe einmütig im Handeln jeden Pnutſchverſuch zu
zerſchlagen. Die Gefahr iſt noch nicht vorüber, die Gegner werden
Da wühlen. Arbeiter, bleibt ruhig, aber ſteht geſchloſſen zur Ab
wehr!

Neuregelung der Fleiſch und Brotverſorgung. Es wurde be-!
ſchloſſen, den Fleiſchern die Auslegung von Kundenliſten aufs
zugeben und die Schlachtungen wie zu Beginn der Zwangsbewirt-
ſchaftung den 28 Verſorgungsbezirken des Kreiſes zu übertragen.
Der Kreisausſchuß wählt für jeden Verſorgungsbezirk eine Ueber-
wachungskommiſſion von 8 Mitgliedern. Der Preis für ein Pfund
Rind-, Hammel und Kalbfleiſch. ſowie für Wurſt- und Fleiſch
waren aus den vorgenannten Fleiſchſorten wurde auf 7,60 Mk.
feſtgeſetzt. Zum Schluß erfolgte unter Teilnahme von zwei Ver
tretern der Kreisvereinigung der Bäckermeiſter die Neuregelung
der Brotverſorgung. Die bisher gültigen Beftimmungen werden
weiterhin in Kraft bleiben.

Herzberg. Jn der Stadtverordnetenſitzung am 13. Auguſt
wurde folgendes erledigt: 1. Beſchloſſen wurde der Ausban des Dach
geſchoſſes des ſtädt. Grundſtückes in der Uferſtraße zu Wohnungen.
Die Arbeiten wurden dem Unternehmer Mook von hier, welcher
den niedrigſten Koſtenanſchlag mit 142 476,80 Mk. eingereicht hatte,
übertragen. Ein Darlehen von 150 000 Mk. aus der Stadtſparkaſſe,
mit 4/4 Prozent Zinſen und 1 Prozent Amortiſation, wurde dazu
angenommen. 2. Als Beiſitzer zum ſtädt. Mieteinigungsamt wurden
als Vertreter der Vermieter gewählt Poſtſelretär Klage und Fabrik-
arbeiter Hartwich. 3. Dem Vorſitzenden des Mieteinigungsamtes,
Amtsgerichtsrat Lewie, wurde die Entſchädigung auf ſeinen Antrag
hin von 200 auf 400 Mk jährlich erhöht. 4. Der Schuldienerin wurde,
ebenfalls auf Antrag hin, ihr Bareinfkommen auf monatlich 1650 Mk.
vom 1. Juli an erhöht.

Feuer. Am Montag vormittag gegen 11 Uhr brach in einem
Gebäude in der Schliebenerſtraße Feuer aus. Da das Gebäude, wie
das ganze Stadtviertel aus Gebäuden älterer Bauart beſteht, war
eine große Gefahr vorhanden. Jnfolge des ſchnellen Eingreiſens der

uerwehr brannte nur der Dachftuht von einem Gebände herunter.
durch Beſchädigung der Häuſer bei den Löſcharbeiten wurden trotzdem

einige Familien wohnungslos, was bei dem Wohnnngsmangel ſehr
bitter für die Betroffenen iſt.

Ein großes Fiſchſterben macht ſich zurzeit wieder
einmal in der Schwarzen Elſter bemerkbar. Jm unteren Lauf
treiben die toten Fiſche in großen Mengen; auch vom oberen
Laufe her kommen gleiche Berichte. Hier will man bei Beſichtr-
gung toter Fiſche wahrgenommen haben, daß die Kiemen Schlamm
angeſetzt hatten. Wahrſcheinlich iſt eine erhebliche Verunreinigung
des Waſſers die Urſache, herbeigeführt durch die Alwäſſer der
Kohlengruben oder auch durch Verpeſtung der kleinen Elſter oder
der Röder. Dem Vernehmen nach wird ſeitens der Kreisbehörde
den Urſachen der zutage getretenen, für die Volksernährung ſehr
bedauerlichen Erſcheinungen nachgeforſcht.

Köthen. Eiſenbahnunglück. Jnfolge vorzeitigen Umſtellens
einer Weiche entgleiſte am Montag auf dem hie en Bahnhof vom
Perſonenzug 466 ein Wagen. Einige anſcheinend leicht verletzte
Reiſende kwnnten die Fahrt, ohne ärztliche Hilfe in Anſpruch genommen
zu haben, fortſetzen. Der Materialſchaden iſt unerheblich, der Betrieb
nicht geſtört. Der Zug erlitt 50 Minuten Verſpätung.

Hettſtedt. Wiederaufnahme im Prozeß Gericke?
Wie verlautet, iſt im Prozeß gegen den Bürgermeiſter Gericke An
trag auf Wiederaufnahme des Verfahren geſtellt worden.

Magdeburg. Die Preſſeftelle des Oberpräſidiums meldet unterm
17. Anguſt: Heute vormittag 9 Uhr 35 Min. iſt anf dem Domplatze
in Magdeburg auf den Regierungsrat Dr. Häntzſchel ein Revolver-
anſchlag verübt worden. Der Schuß ſcheint aus dem Garniſon-
lazarett abgegeben worden zu ſein. Die Kugel ſchlug etwa 10 bis
12 Meter vor Dr. Häntzſchel ein. Der Anſchlag gewinnt an Bedeutung
durch die Tatſache, daß Regierungsrat Dr. Häntzſchel die Unterſuchung
gegen die Falſchmeldezentrale und die mit ihr verbundenen Organiſa
tionen führt. Die Unterſuchung durch das Polizeipräſidium iſt ein
geleitet

Kreisausſchuß ſich in ſeiner Sitzung am Montag mit der

laufen. Die in den Morgenſtunden des 12. Auguſt durch ein Land

Der Kreisvorſtand USP.

Liebenwerda. Neufeſtſetzung der Fleiſchpreiſe. Der

c



Woliversammlun
ſämtlicher Betriebhräte ſatt.

Tagesordnung:
Vie ſtehen
am 13.

Vollzähliges Erſcheinen erwünſcht 2086
Der Geſchäftsführende Ausſchuß der W. R. O.

Betrlehsrüte des Revlers Halle

it iFre a den 20. Angn 7 Udr W W

die Setrieberäte zu dem
Seſchiuß des

r. EGtlenkhurg. W.

Fernruf 1724.

II

ber Ielerwann W
ren ane Benkein Uene um

dem
u r re e i 4 Aksen.Das ne eolle Lustspiel

e de 8 Co. 7

Tredter.Apnou Don
In gen fann

Aonunbond,
van eoruten Male
EehachtlParadſe,
Vorverk. 9-1 u. 7 Uhr.

m. ba Jadtadrerd hart

Orgruppe Halle (Saale),

mittags an,
im Volkeparke in beiden
Salen und im Garten

Sportkartell Fest,
boeteh. in RiumenverlosFreitag, abends 8 Uhr, in der Quelle 8 Akte. Proiasehio len und uueaſa Rrrn SeeleTagesordnung: *1488 mr 75Betrachtungen über Spa. ne e Vom i N. h nZahlreichen Beſuch erwartet Der Vorſand. t Der Voretand.Wie Nocezeltungen

7 Volko-Buoh re täglioh r kons duchnanchim,

Lieri Vettnäſſen,e in ihrer i toar e ktigche e7 J Ang.„Der Wildschätz“, Soefische. Sawerberigten,Nou! Der Moar als Moigstervohütae. Nou!

Kulser-Wllhelms -Hulle.
Donnerstug: Der grosse Ball.
Neues Parkett. 20979 Volles Orchester.

2000 Pfd.

Bratwurst
2981 TIglieh adends 7 Vhr der

vorzügl. neue Spielplan
mit Heinrioh Löfler, Chappi- Duo, Felix Varadl
und den übrigen erstklassigen Köünsetlernv.

alte Promen de I. ſcke r. Vrichstr.

glöckle-
Varieté.

Wage p.

Max Bigls grosses anatomieches
Museum (aus Mäachen)

Der „Menseh“
kommt nach rErötwuny Sonnabend 4. 21. Ang. gesaal des Wintergarien“, Mago er tr. 66.

Personen unter 18 Jahren Ist der Tatritt
polizeolleh unterragt. 2985

Markttags:

Donnerstag früh eintreſfend:
2500 Pfd. Kabeljau, ohne Kopf Pfund
2500 Pfd. Seelachs, ba Kopt 66

r. Schellfisch, o K.
2000 Pfd. Goldbarseoh, o. Kopt x

1000 Pfd. grobe Soholle, r 499 x
Koteleit

Für Wleäorrerktafeort
e1488 Feinste dänisehe
ketthücklinge,

Freitog frün eintreffend:
ncelschelltlsch, Pl. 1,60

20d j. Petermann,

ken Kratne,
Fernsprecher 6305. Fischerplan 3.

Verkauf am Wochenmarkt.

pa. Z99 x

005 Pfund 26

Inhalt, Mk.

Fluß und
8eefischhandlung.

e

d hJ

d S deSe i rSest

raße 7,

zirk.
Ge.

32. Bezirk.

C SKangerhausen 2
Fleiſchverkanf.

5 Fgr r an diente eiſter et
2 a auf die Fleiſchiarte dieſer Woche ver

Sangerhaufeén, den 16. Auguſt 1920.

R Amiiiche Bekanntmachungen Der Magiſtrat.
a e rcher Ver uf Abſchnitt 20 der Kohlenkarte geſe,der gele am S T d Anguſt. Brikettverkauf am 18. Auguſt von i 785.

S v See r S gabe Bod Sanungerhaufen, den 17. Auguſt 1920
ne m timmern er wittag von 8 en die Inhaber mit den 1430 Der Magiſtrat COrtskohlenſtello).Rummern eGegen Vorlage des n

lede Perſon eines Hauvon 1,00 M. abgege z Lche
s von Uhr. Unter v ger des s de rt Scene g2 22 a h h i die Mau a

r den 16. Auguſt 1920.
Städtiſcher Berkauf von elgrr Muchſub so Polizei Verwaltung.

eiſe,

[Vällel
binder Reguttes

bedeutend ermässigt.

Dauerwäsche-Vertrieb,
Kl. Berlin 2, 1 Ede Steruate.

ar Muertag eintreſterzen Kühlwar en

Goldbarsch er r 230 r
Seslachs r on ger 250 e
Kabseljau nd ver 27 0 re
Angelschellfisch 225 r
Angelschellfisch a 195

auch bei größter Hitze ver tadellose,
frischoete Ware, keine Köblhauswaro.
Da wir als einzigrtes Unternehmen in
Dentackland über eino eigene Fiseh-
dampkerflotte und o Fircherei-
hefen verfügen, können unsereFiecbe dirert a Fizchdampfer
in den Kühlwaggon verladen werden.

Hochfehne zarte Bf
T

m nDoatxohlands gröer Fliechhandol.,
Eigene Rinkaufartellen in Akons, Geectemände,

Kuxhaven und Holland.
Eigene Räuehereien in Altons u. Nerdenham.

mern 33
Vorlage des
d eines

e vakt

ebens mittel
aushaltes

eife von 83e zum m a 7 e S el

in der a 18 Kauf h dem des Mühlenbeſitzers
e e eeeernee arebensm eine mit den Nummernvorm itigg von s 12 Ühr, und die Inhaber der Kum- Saugerhauſen, den 17. Auguſt 1920.

1--40000 nachmittags von 2--6 Uhr. Gegen “1480 Die Polizeiverwaltung.n

ar

c 1 Doſe Sieiſchverſoegang.ſe von t abgegeben d Woche vom r z rexn kommen auf
dyn, Sie markenab

Zuckerumtauſchkarten. tereien
tellt wordencherumtauſchgeleſen

ſind. Eine derartigeVderſhacht den

laufen die Klein
karten nicht gutgeſchrieben n
wiederholt, Vorzeiger von Z

ndler Gefahr,

Verteilui en de r ae Ziehe z und Süden pro
daß von ſeiten hieſiger e Linn g Ki unter 8 e
karten beliefert worden m. e hie Perkautsſie eMaßnahme iſt unſtatthaft und S onel en e e e oWir eſpeck tin an S e 17. e udas Bureau für denen ne Der L K sſchuß des Krtiles Frn

Erdgeſchoß, zu verweiſeC
e a en le e des Reiſeſcheines den laufenden Stammer,tigen Zuckermarken ausgedanvigt werden.

elbſt Wein unte

kiat worden.

Die Gültigbeits
des WachtmeiſtersPgwe Ar. 644 des ü
beide von der Gruppe i der hieſigen

izei, ſind verloren seogr gen n. und r un

Nr. 17 zum grünen
ngelſchmidt und der läufige

tmeiſters Torge,

mann:

mann Otto

dur er Str. 5.g. d Frie

Auf eine fernere dreilähri mwählt a re z n r Airor Sehannes h
für den 2. Seirk err Kaufmann

Schwetſchkeſtr. fa 2 t u 7. Bezi k.
Schaaſ,8. Bezirk. Herr Kaufmenua

midtStr. für den 9. Bren ghünit g. u
1. Bezirk. Herr Kaufmann Paul

r Fr 12. Bezirk.
Lauchſtädtere aufmannein elder r für den 17. Bezirk. t Vira

mann Karl Jänicke, Marienſtr. 7, für den z. nirt.

zir err Kauſr. den Getreide undS Heine. Dree 9 r Kartoffel SückeWneſer, Wieſe verkauft l481err Hachdecker I Schuahbel, Zörbi.

Ansiehts-Pocetkarten
empf. die V.

v

*1487

Darlehne auf Verſicherungen
Guthaben bei Bankdänſern und and.

Verſicherungs- Unternehmungen
Geſtundete Beiträge

e Zinſen und Mieten
dei Vertretern

„Jdnra“, Levons-, Pongiens- u. Laſbrenten-Veorsäeherangegeseollachatt a. G. zu Ralle (Bagle).

Vermögen
Grundbeſitz

Grundſtücksbeleibungen
Wertpapiere

Vermögensrechnung Ende 1919. Verpfliehta gen.
Decku

etragene Beiträgee für ſchwebende Verſich.
Gewinnrücklagen der Verſicherten
Sonſtige Rücklagen

anderer Verſich. Untern.

Hetert ſennen ung du

Otto Schnelders
Stempelfabrik Dauerbeſeltigung.

t geſch. Methode. Un
chtdar bequem zu tragen.

Flechtenleiden,
Glänzende Anerkennung.

übern. i usführ.zu h ſen. mit Angabe des Wunſches.

Neumarktstr. 9 Graue Haare,
Erreichung d. Naturfarbe Reparaturea g are Erſolge z

erfand aller h kI UVhbren 2 r r deuen
uskunſt erteilt koſtenlos

Wohlkahrt Versand,Große Steinſtraße 85.127 Manonen 7 R
(gegenllber rfüßerſtr.) 6.

tere, tüchtigeBau ma ücchnerechogrer,
von Helzungsmonteure und blechschmiecn

werden g *1486Städt. Arbeitsamt Segen as

Re Bütgelmeiſterſtelle

der Stadt Gräfenhainichen
S re iſt infolge Uebertrittsd Jnhabers in den Ruheſtand

usſichtlich zum Herbft d. J. zu beſetzen.Das n Einkommen regelt
ſich nach der ſtaatlichen Beſoldungsordnung,
Gruppe 10, Ortsklaſſe R. Beſoldete Neben-veſchäftigung kann nur mit Genehmigung
der StadtverordnetenVerſammlung aus
geübt werden.

rren mit ausreichender Erfahrung
wollen ihre Geſuche mit Zeugnisabſchriften
und Lebenslauf bis 31. Auguſt d. J. ein

Perfönliche Vorſtellung nur auf
beſonderen Wunſch. *1479

Gräfenhainichen (Vez. Halle), 10. Aug. 1920.

Der Stadtverordneten Vorſteher.
Stollberg.

S Maurer al
ſtellt ein »1482

J. c. Nohus, a Ammendorl. J.
Vorarbeiter,

Keſſelſsmlede p
egrlet angenommen.

Otto leAtee ße 8.8 c

e ekehrt vom Grabe unſeres teuren

Franz Berbig-
ſagen wir haermit allen Verwandten und Be
kannten für Hie herzliche Teilnahme und die
reichen Blumen benden unſeren herzlichſt. Dank.Dank auch S Wegelin Hübner, ſeinen
2 und welche ihm das levteben, und für die reichendie ſür die r in

R e 2988e trauernden Higterbliebenen.
m



ig
gzſi

Nr. 192. 31. Jahrgang.
fr--vv-)JSsF—J

Das neue Amneſtiegeſetz.
Von Kurt Boenheim.
Fraktion der Unabhängigen Sozialdemokrati

e rtei im Reichstag verſurht, eine allgemeine poliſche A mneſtie herbeizuführen. Der Antrag iſt an dem
yiderſtand der bürgerlichen Parteien geſcheitert. Wir geben im
jachfolgenden ein Merkblatt zu dem neuen Amneſtiegeſetz, aus dem

htlich i welchen Umfang und welche Tragweite das
jnneſtiegeſetz hat. Hierbei ſind die ſoeben erſchienenen Ausfüh-
gngsbeſtimmungen des Jztſttzminiſters, die zwar für die Gerichtene idend find, aber Für die Staatsanwälte bindende Anwei
jngen enthalten, berücdſichtigt.

Merkblatt zur Amneſtie.
1. Die Amneſtie iſt keine allgemeine l alſo keine

lameſtie. die ſich auf alle ſtrafbaren Handlungen bezieht. Sie be
eht ſich vielmehr mit gewiſſen unten angegebenen Einſchränkungen

wr z l ti e r1 Sie iſt aber auch keine a emeinepoliti e Amneſtie.Etraffrei ſind nur folgende volltiſche Handlungen: s t

5) 1. ejenigen Handlungen, die zur Abwehr eines hochverräte
riſchen Unternehmens gegen das Reich begangen ſind. Die
Ausführungsbeftimmungen des Juſtizminiſters bemerken hier
zu: r iſt bei der Entſcheidung, ob die Handlung zur
Abwehr eines hochperräteriſchen Unternchmens begangen

der Wille und die Vorſtellung des Täters, daß er
ein hochverräteriſches Unternehmen bekämpft hat.

Die Teilnehmer an den Kämpfen, die im Anſchluß an den
KappPutſch gegen Teile der Reichswehr, beiſpielsweiſe in
Friedrichshagen, Köpenick, ſowie im geſamten Ruhrrevier
ſtattgefunden haben, ſind daher ſtraffrei, gleichgiltig ob
die Reichswehrtruppen tatſächlich auf ſeiten Kapps ge
ſtanden haben oder ob die Annahme der kämpfenden Arbeiter,
daß es ſich um kapptreue Truppen handele, zutreffend ge

lich hat die

weſen iſt.
Anch die ſogenannten Rädelsführer bei dieſen

Kämpfen ſind ſtraffrei.
Jn Zweifelsfällen wird zugunſten der Beſchuldigten,

wie der Juſtizminiſter gusdrücklich bemerkt, ſtets Straf-
freiheit einzutreten haben.
Hochverrat gegen das Reich. Nicht ftraffrei ſind jedoch die
Urheber und Führer des hochverräteriſchen Unter
nehmens. Ob eine Perſon Führer geweſen iſt, kann im
Einzelfalle zweifelhaft ſein. Der Begriff des Führers ift ſehr
eng zu faſſen. Die bereits erwähnten Ausführungsbeſtim-
mungen des Juſtizminiſters bemerken hierzu: Unter Führern
und Urhebern, denen keine Straffreiheit gewährt wird, ſind
wur die Führer der Geſamtaktion, des Zentral-
r s des Unternehmens in ſeiner TDota-
vrovinzieller Unternehmen zu verſtehen.

Wer beiſpielsweiſe in Eſſen ein hochverräteriſches Unter
nehmen r hat, iſt ſtraffrei, denn er iſt nur der Leiter
eines lokalen Unternehmens geweſen.

Nicht ſtraffrei ſollen ferner nach der im Reichstag ge
äußerten Anſicht der Regierung ſein, diejenigen hochverräte
riſchen Unternehmungen, die gegen einen Bundesſtagat
allein verübt ſind. Die vielen Tauſende, die nach dem Sturz
der bayeriſchen Räterepublik wegen ihrer Beteiligung an der
Räterepublik zu ſchwerſten Kerkerſtrafen verurteilt ſind. ſollen
demnach n ich t unter die Amneſtie fallen. So die Auffaſſung
des Regierungsvertreters im Reichstag. Man wird freilich
dieſer Auffaſſung entgegenhalten müſſen, daß der Hochverrat

Bayern zugleich ein Hochverrat gegen das Deutſche
geweſen iſt. Gelingt es, den Verurteilten mit dieſer

Juffaſſung durchzudringen, ſo müſſen ſie als unter die
e fallend angeſehen wer Denn ſobald der Hoch-

verrat ſich gegen Reich und Bundesſtaat richtet, findet
die Amneſtie zweifollos Anwendung.
Die Handlungen, die im Zuſammenhang mit dem
hochverräteriſ Unternehmen oder ſeiner Abwehr begangen
worden ſind. Der Begriff des Zuſammenhangs iſt für den
Beſchuldigten möglichſt gün ſt i g auszulegen. Die Aus-
r beſtimmungen des Juſtizminiſters bemerken hierzu:

gehören hierher nicht nur Handlungen, die hochverräte-
riſchen Unternehmungen gegen das Reich oder ihrer Abwehr
J r t ben, ſondern auch ſolche r r die durch
ie politiſche Situation bedingt oder auch nur

durch ſie aus gelöſt worden ſind.
Es fallen beiſpielsweiſe alſo hierunter die Verurteilungen

en der Janugrkämpfe in Berlin (Beſetzung vom „Vor-
8, Moſſe, Ullſtein, WTB.), ſowie die Verurteilungen

wegen der Märzkämpfe in Berlin (Polizeipräſidium,
Lichtenberg). Ebenſo fallen beiſpielsweiſe unter die Am-
neſtie die Kämpfe, die die roten Armeen im Ruhrrevier zu be-

ſtehen hatten. 8Gleichgültig iſt, von welchem Gericht die Verurteilungen
ausgeſprochen ſind, ob die Verurteilung von einem ordent-
lichen Gericht (Strafkammer, Schwurgericht) oder von
einem mit Offizieren beſetzten außerordentlichen
Kriegsgericht erfolgt ſind.

Straffreiheit tritt bei den Handlungen zu e) nicht ein:
2) Wenn die Handlungen lediglich auf Roheit, Eigen

per ſonſtigen nicht voliti ſchen Beweggründen
eruhen“.

der Täter aus politiſchen Gründen außerdem
aber aus Eigennutz ſo fällt er unter die

Amneſtie, weil ſeine Tat in dieſem Fall nicht ledig
1 ich auf Eigennutz beruht. den Ausführungsbeſtim-

gen des Juſtizminiſters wird darauf hingewieſen daT ſelbſt dann ſtraffrei, iſt, wenn der Beſchuldigte

W aus Er nicht politiſchen Be-weggrund gehandelt hat.Wer ſanen unter die Amneſtie beiſpielsweiſe auch
dieſenigen Perſonen, die im Januar 1919 ſich an denBorwhrtstampfen beteiligt haben und nach der Be
ßauptung der Anklagebehörde im Vorwärts nebenbei

Tündert haben, vorausgeſetzt jedoch, daß ſie wegen derFlünderung nicht befonders beſtraft ſind. Jſt in den
Ürteilsgründen für den Landfriedensbruch und für die
Plünderung auf ſe eine beſondere Strafe erkannt, ſo
kritt Straffreiheit nur hinſichtlich der Verurteilung des

dfriedensbruchs ein.m einzelnen wird es natürlich Auslegungsſache ſein,
ftzuſtellen, ob die Tat lediglich auf nicht politiſchenu beruht. Dem VBeſchuldigten iſt in allen
ällen zu raten, eine Entſcheidung des Gerichts hierüber

9

rbeizuflihren. (Vergl. weiter unten
by Wenn es ſich um einen Mord, Totſchlag eine

ſchwere Körperverletzung, einen Raub im
Sinne des S 251 des StGGB. oder um Brandſtiftung handelt.
Wer jemand bei den Kämpfen erſchoſſen hat. fällt daher
nicht unter die Amneſtie, auch wenn die Kämpfe ein rein
poltiſches Ziel hatten.

v Die Strafperfolg gegen ſind, ſoweit die
indet, ſofort einzuſtellen.s n die nter die Amneſtie fallen, ſind, ſoweit

ſe ſich in Unterſuchungshaft vefinden, ſofort aus der S
nent laſſen. Ebenſo ſind die Strafgefangenen, die unter. iemnehtie fallen, ſofort aus den Gefängniſſen i l

ſreizulaſſen. Die Angehörigen der noch in Haft vafindtichen, er
wrieilten werden ſich zweckmäßig ſofort an den en ar
venden, der die Verteidigung ſeinerzeit geführt hat, n
möglich ſchnelle Entlaſſung Sorge trägt. Die Staats

Amneſtie An-

it ät, nicht auch die Urheber und Leiter lokaler oder

Beilage um Voilksblatt.
anwälte haben zwar von ſich aus die Entlaſſu vergnl
wird aber doch durch entſprechende Anträ r e Fergntagſen es
d n e erder ge eine Beſchleunigung

Lehnt die Stagtsanwo aft oder, falls das Ver n bereitsbeim Gericht anhängig iſt, das Gericht die ten arg ſo Buß
der Weſuſdigie gegen den ablehnenden Beſchluß Beſchwerde ein

h e i des Gerichts erfolgt,Beſchwerde gegen den die Einſtellung ablbinnen e in er einggegt werden. g aulehnenden Mefchrut
er ſeine Strafe noch nicht angetreten, hat, braucht ſieJ t r autreten. Ex darf zum Strofantritt nicht mehr ge

6. Lehnen die Staatsanwaltſchaften die Einſtell bei bereits rechtskräftig verurteilten re ab
ſo muß von den Verurteilten die Entſcheidun g des Ge
richt s herbeigeführt werden. Zuſtändig iſt für die Entſcheidung
das Gericht, von welchem der Beſchuldigte ſeinerzeit verurteilt iſt
ſo brach er huldigte r fällt er unter die Amneſtie,

er Geri skoſten, di ni 30 i iie noch nicht bezahlt ſind, nicht

Produktive Erwerbsloſenfürſorge.
Die Anträge Wiſſels zur Frage der vroduktiven Erwerbs

loſenfürſorge ſind in den vereinigten Ausſchüſſen des Reichs
wirxtſchaftsrates angenommen worden gegen den heftigen
Widerſtand der Arbeitgebergrupvpe, die geführt
wurde von dem Metallinduſtriellen Keinath. Wenn die Anträge
trotzdem zur Annahme gebracht werden konnten, fo zeigt das, daß
ſich die zwiſchen den Arbeitern und Unternehmern ſtehenden Grup-
pen des Reichswirtſchaftsrates. Gelehrte, ſozialpolitiſche Fachleute

r T i r r kurrirt der ungeheuren undbedrohlichen Arbeitsloſigkeit genötigt fühlen, auf die
r r zu treken. Ob ſie dies auf GrundZu die Harmloſigkeit der Anträge oder aus politiſchem

e. e. e r rerSicher iſt aber,nenden Not nicht mit der n tigen Schneiligteit
gehemmtwerdenkann, wenn es bei der Verwirklichung der
Anträge Wiſſels ſein Bewenden hat.

Die Arbeitsloſigkeit nimmt zu. Der Grundſtein
Weriwtet, r Be r r r r den Mitgliedern des

auarbeiter verbandes während der erſten Julihälfte ge-
ſtiegen, iſt von 16 085 auf 18 0910, ihr Verbältnis
hundert von 3,25 auf 83;62 im Reichsdurchſchnitt. Erſchwerend ſind
die Zahlen aus einzelnen Bezirken. So waren im Bezirk Dres
den am 12. Juli 10 Prozent Bauarbeiter arbeitslos, in Nürn
berg 7 Prozent, in Leipzig 6,8 Prozent, in Frankfurt 6 Prozent.
Von den 362 Prozent Arbeitsloſen waren nur noch 1,50 Prozent
zum wir von Verbandsunterſtützung berechtigt, was darauf
ſchließen läßt, daß die meiſten Fälle von Arbeitsloſigkeit von
anger Dauer ſind.
Jn der Holzinduſträe gab es nach einem Bericht der Holzarbeiterzeitung am 1. April 3451, am 7. Juni 18 435, oder 13 bzw.

7 Prozent Arbeitsloſe. A chnkich erſchreckende Zahlen hat unſer
Genoſſe im Reichstag für die Metallinduſtrie

und in den meiſten anderen Produktionszweigen iſt es
enſo.
Ueber die Lage in der Textilinduſtrie ſchreibt das Blatt

des Textilarbeiterperbandes, Der Textilarbeiter, am 31. Juli:
„Um die Wirkung der gegenwärtigen Kriſts äußerlich zu er

forſchen, hat der Hauptvorſtand an 119 Filialen Fragebogen
gegeben. Auf Grund dieſer Fragebogen iſt feſtgeſtellt worden,
daß ſeit 1. Mai 12987 Maſchinen aller Art vollſtändig z um
Stillſtand gekommen ſind. 8 382 ſtanden ſchon vorher

Dabei S r wehen zuammen an 4 Perſonen äftigten. egenund KHolleginnen ſind in ſimeſter Zeit entlaſſen worden.

39 171 Arbeitsloſe ſind in dieſen 119 Filialen
en und 141234 Perſonen arbeiten ver

ürzt.
Inzwiſchen iſt überall eine weitere Verſchlimmerungder Zuſtände eingetreten und tauſend Anzeichen ſprechen dafür,

daß das Maß des Elends noch nicht voll iſt.
Wenn man den öffentlichen Verſicherungen aller Sozialpolitiker

mit oder ohne amtliche Eigenſchaft Glauben ſchenken darf, dann
ſind alle Herzen voll von Sorge für die Arbeitsloſen.
Zum Teil iſt die Sorge ſogar echt. Die Arbeitsloſigkeit, die
induſtrielle Reſervearmee, einſt ein Segen für das Kapital, eine
Einrichtung, die zu den Vorausſetzungen der kapitaliſtiſchen Herr
ſchaft in Wirtſchaft und Staat gehörte, nimmt einen ſo erſchrecken-
den Umfang an, daß den Nutznießern dieſer Einrichtung

wer r er m en ſche!t r a t zwerden anfän rotzdem iſt die Sorge bei den Unterneh-mern ſelbſt T wenigſten fühlbar. Sie ſchwanken noch, ob fie
ihrerſeits zur Milderung der Erwerbsloſigkeit beitragen ſollen um
damit auch die Gefahr für ihr Herrendaſein zu mildern, oder ob es
vorzuziehen ſein wird, die Kriſe zu nutzen, um die Löhne zu kürzen
und die Arbeitszeit zu verlängern.

Die Unverfrorenſten unter ihnen geben ſogar vor, beides in
einem zu wollen: ſfe behaupten beharrlich, der Abbau der
Löhne ſei das einzige Mittel, der Abſatzkriſe und Produktions-
ſtockung zu begegnen und damit der Erwerbsloſigkeit zu ſteuern

Jm Reichswirtſchaftsrat haben allerlei ſachverſtändige
Leute, denen n r r 25 zu be ſweirem r r

t, daß dieſe Behanvtung der Unternehmer irrefüe Wiicht hohe Lohn Sudeen zuhohe Preiſe ſeien ſchuld an

der eingetretenen n e h i d inratſam. Wir haben ſchon bemängeln müſſen, daß keine ſSewirtſchafteret den Mut hatte, den Gedanken zu Ende zu

führen und offen auszuſprechen, daß nicht hohe ſondern zu nied
rige Löhne und damit zu geringe Kaufkraft des Konſumenten
publikums die Urſache des „Käuferſtreiks“ ſei.

Nun ſind die Unternehmer keineswegs ſo leicht zu überreden,
wie Arbeiter und Angeſtellte. Es fällt ihnen gar nicht ein, von ihrer
Abſicht, die Kriſe zum Zwecke der Lohnreduktion auszunutzen, ab
zuſtehen. Milde Ermahnungen wirken bei ihnen nicht. Darum
wäre die notwendige nächſte praktiſche Konſequenz der neuen, im
Reichswirtſchaftsrat aufgedämmerten Erkenntnis eine Verord-
nung, die den Unternehmern die Kündigung von Tari-
fen bis auf weiteres bündig unter ſagt, den Gewerkſchaften
aber volle Freiheit läßt. Löhne und Gehälter weiterhin nach Mög-
lichkeit zu ſteigern um ſie den Preiſen anzuvpaſſen und Markt
und Produktion ſomit zu beleben. Wenn die Herren den Mut
hätten, Konſequenzen zu ziehen, d den Unt zrne hmern un-

c wirkſam, wenngleichzeitig Vorſorge getroffen wäre, daß höhere Löhne vom Profit
getragen und nicht wiederum zum Vorwand für neue
Preis ſteigerungen genommen werden. Wiſſell wies imReichswirtſchaftsrat darauf hin, daß ungerechtfertigt große Ge
winne erzielt worden ſeien dadurch, daß verarbeitende Indu rie und
Handel auf Grund der ins Rieſenhafte angewachſenen Rohſtoff
preiſe die gleichen prozentualen Gewinnzuſchläge
berechnet haben, wie einſt im rer T be harn P daß

e ö e Ou n berechnet worder nW e die Sohnſumnme bei der Preiskalkulation in
Anſatz gebracht worden, n e neinn für den Unternehmer abgeworfen hat. Solani Dlcherbetrreb ungeſtört fortgeſetzt werden kann. ſind alle

aßnahmen zur r nutzlos ſchließen, imnach den jüngſten Beratungen zu ſchligelher elſaatsrat die Abſicht, regulierend und mäßigend auf die
Preiſe einzuwirken. Dann muß es auch möglich ſein Preisauf
ſchläge auf Grund von Lohnzulagen zu unterbinden. Allerdings
foll das nicht durch bureaukratiſchen Einfluß, ſondern durch ſogen.

Halle (Saale), 18. Auguſt 1920.

Selbſtverwaltungskörper geſchehen. Sollten damit die Arbeits-
gemein ſchaften gemeint ſein, ſo möchten wir nicht unter
laſſen, daran zu erinnern, daß gerade ſie mit ungewöhnlichem Eifer
wegen jeder Lohnzulage entſprechende oft auch nicht ent
ſprechende, ſondern höhere Preisaufſchläge für not
wendig erklärt haben.

Andere Vorſchläge des Antrages Wiſſell zur produktiven Er
werbsloſenfürſorge, den wir zum Abdruck brachten, bezwecken die
Verhinderung weiterer Betriebseinſtellungen und die
Neubelebung ſtillgelegter Produktionsſtätten. Die Vorſchläge ſtei
gern ſich bis zur Androhung der Enteignung für den Tel.
ſich der einzelne Unternehmer weigert, ſich den Geboten der
nicht genannten behördlichen Stelle zu fügen und den Betrieb
mit oder ohne Finanzhilfe des Staates fortzuſetzen.

Wir wollen den Herren Reichswirtſchaftsräten bei ihren ſicher
recht löblichen Abſichten wahrhaftig nicht in den Arm fallen, aber
wir wollen auch nicht verſchweigen, daß wir uns nur einen ge
ringen Erfolg von ihren Bemühungen verſprechen.
Freudig begrüßen würden wir die angeregten Maßnahmen, wenn

ſie ſich auf dem Wege zur Sozialiſierung bewegen würden.
Obwohl ſie dieſen Eindruck zu erwecken ſuchen, wird die Förderung

der Gemeinwirtſcbaft keineswegs ihre Folge ſein. Die Anwendung
der verſchiedenen Mittel erfolgt nicht in allen Produktionszweigen
und Betrieben gleichartig und gleichzeitig, ſondern nach dem Be
darf des einzelnen Unternehmens und nach dem mehr oder minder
guten Willen des Beſitzers. Je günſtiger und geſchickter ſich dieſer
zu den angedrohten Maßnahmen zu ſtellen weiß um ſo milder wird
er behandelt werden. Sind die genannten Abſichten durchführbar,
ſo werden ſie vielfache Formen des ſtaatlichen Einfluſſes
und damit der Produktionsführung nebeneinander erzeugen
und damit den Wirrwarr der Wirtſchaft nickt vermindern.

Dazu kommen andere Bedenken. Daß die Abſicht, die Preiſe
herabzuſetzen, den ſtärkſten Widerſtand der Unternehmer
hervorrufen wird, braucht nicht erſt geſagt zu werden. Die Hal-
tung der Unternehmer im Reichswirtſchaftsrat wird von den Unter-
nehmern draußen als Aufforderung dazu betrachtet werden.
Aber auch der Verſuch, die Forkſetzung des Betriebes zu erzwingen,
wird auf Abwehr ſioßen. Die Vetriebsſtillegung erfolgt ja zumeiſt
nicht, weil die obſektiven Vorausſetzungen für die Aufrechterhal-
tung der Tätigkeit, weil Rohſtoffe, Produktionsmittel. Kredit und
Arbeitskräfte fehlen, ſondern weil das ſubjektive Jntereſſe
des Unternehmers die Stillegung erheiſcht, kurz: weil der
Betrieb un rentabel wirtſchaftet, weil der Profit einſchmilzt.
Das wird durch das Eingreifen des Staates nicht geändert, es ſei
denn, daß die finanzielle Unterſtützung in der Weiſe erfolgt, daß ſie
zugleich die alten Wucherprofiteſichert, von denen ſich das
Unternehmertum nicht mehr glaubt trennen zu können. Wir neh-
men indes noch nicht an daß dieſe Spielart der produktiven Er
werbsloſenfürſorge auf ſolche Weiſe als Liebesgabe für die
Jnduftriellen gedacht iſt. Soll die Fortführung des Betriebes
mit ſtaatlicher Unterſtützung aber verbunden ſein mit einer Preis-
feſtſetzung und Gewinnbeſchränkung zugunſten der Erwerbs-
loſenfürſorge. was zu wünſchen wäre, ſo hat das zur Voraus-
ſetzung, daß der Staat zunächſt Organe zur Kontrolle der
Kalkulation und Betriebsführnng ſchafft. Dieſe
aber fürchtet das Unternehmertum wie die Peſt. Wird man den
Mut haben, ſie ihnen aufzuzwingen? Wir haben geringe Hoffnung.

Wirkſamer dagegen würde uns der Verſuch erſcheinen, den für
die Geſamtheit,. aus einer Betriebseinſchränkung entſtehenden
Schaden dem Unternehmer aufzuerlegen. Man verpflichte
den Unternehmer jedem Kurzarbeiter einen Teil des
Lohnausfalles zu zahlen anſtatt die Unterſtützungen aus
den Mitteln der Erwerbsloſenfürſorge zu nehmen. Und man er
hebe ferner von den Unternehmern eine Steuer zugunſten der
Erwerbsloſenfürſorge für jeden entlaſſenen Arbeiter. Damit wird
der Anreiz zur Betriebseinſchränkung erheblich geringer.

Dagegen könnte man einwenden, daß ein ſolches Verfahren un
ger echt wäre, weil es den „notleidenden“ Jnduſtriellen, der ſeinen
Betrieb beſchränker muß, obendrein mit Steuern belaſtet, während
ſein aus dem Vollen ſchöpfender Kollege ſteuerfrei bleibt. Jn der
Regel jedoch erfolgt die Betriel sbeſchränkung in jeder Branche auf
Grund einer Verſtändigun gennter den Unternehmern in allen
Betrieben in gleichem Umfange. Die Sachverſtändigen des Reichs
wirtſchaftsrates werden bei ihren Unterſuchungen, wenn ſie ſorg
fältig genug gemacht ſind, ſicher auf ſolche Fälle geſtoßen ſein.

Auf jeden Fall würde durch ſolche Maßnahmen den Erwerbsloſen
ſofort geholfen werden können durch die längſt fällige Erhöhung
der Unterſtützung. Nun gab Arbeitsminiſter Dr. Brauns
im Reichstag allerdings zu verſtehen. daß die Regierung wenig
Neiqung habe, die Unterſtützungen aufzubeſſern. Er bekundete eine
ſtarke Animoſität gegen den Notendruck und die Banknote überhaupt.
Auch wir wünſchen keine Vermehrung der Notenmaſſe, aber wir
fordern Maßnahmen. die die Noten aus der Hand der Unternehmer
und Schieber und Schlemmer, die von den Abfällen von den Tiſchen
der eigentlichen Herren der Induſtrie ein üppiges Leben führen,
ühberleiten in die Hände der Arbeiter und der konſumierenden
Maſſen, ſei es in Geſtalt von Lohn oder ausreichender Unterſtützung.
Solange eine planmäßige Wictſchaft, wie wir ſie erſtreben,
nicht beſteht, ſolange die Arbeitsloſigkeit nicht durch ſie beſeitigt
wird, iſt dieſes das nächſtliegendſte und wirkſamſte
Mittel zur Belebung der Produktion. Daneben mag
das eine oder andore, langſamer wirkende Mittel immerhin vrobiert
tverden.

Parteinachrichten.
Warnung Der Ruſſe Nikolaus Gredioff, der ſich als politi-

ſcher Flüchtling ausgibt, iſt unter Einkaſſierung einer hohen Geld-
ſumme und unter. Mitnahme eines feldgrauen Zivilanzugs von
Lörrach flüchtig. Der Held ſpricht ziemlich gut deutſch und kennt ſich
in der deutſchen und ausländiſchen Politik ſehr gut aus. Er ſpricht
gern von führenden Parteigenoſſen des Jn und Auslandes.
zeichen: ſchwarzer Fleck am Halſe. Man wolle der Orts
gruppe Lörrach i. B. ſofort telegraphiſch, falls er irgendwo auftaucht.
unter Thiergarten, Lörrach. Brombacher Straße 2. Mitteilung
zugehen laſſen.

Bücher und Schriſten.
Der Sozialiſt. Die ſoeben erſchienene Nummer 82488 enthält

folgende Beiträge: Unſere Neutralität von Rud. Breitſcheid;
Sowjet Rußland und Polen von Georg Tſchitſcherin Gefährliche
Tendenzen von Hans-Erich Kaminſki; Sozialismus und Defizit-
wirtſchaft von Viktor Stern; Die Behandlung der Kriegsgefange-
nen von Deutſchland von Erich W. Anſpach; Original-Pinkertons
und ihre Methoden von B. Rudnerx; Wir und die Staatskirche von
P. Riedel; Aus dem Weiheſpiel Erlöſung von Bruno Schönlank:
Aus der Jnternationale. Der Sozialiſt erſcheint wöchentlich
einmal und iſt durch alle Buchhandlungen, durch die Poſt oder durch
den Verlag T. Breitſcheid, Berlin W 15, zum Preiſe von viertel
jährlich 10 Mk., Einzelnummer 1,50 Mk., zu beziehen.

Allerlei.
Jmmer neue Lebensmittelſchiebungen.

In Stettin ſind auf dem Bahnhofe durch Beamte der Ueberwachungsſtelle Belnn große Schiebungen aufgedeckt worden. Es ſollen

durch drei Eiſenbahnbeamte, die ſich in Haft beßnden und geßändig
ſind, mittels geſälſchter Frachtbriefe elf Eiſenbaknwagen mit Hafer,
Zucker, Heringen und Bohnen nach Berlin gebracht worden ſein, wo
die Sendungen von Helfershelfern in Empfang genorimen wurden.
Weiter ſind in der Angelegenheit noch zwei flüchtig gewordene Kauf-
leute verwickelt. Auch in Berlin ſind bereits einige Teilnehrt r an
der Schiebung, durch die die Eiſenbahn einen Schaden von Million
„rleidet, feſtgeſtellt worden. Fünf Wagen konnten in Berlin ange
halten werden.



Halle und Saalkreis.
Halle, den 18. Auguſt 1990.

Unanſtändige Konfumvereinsbekämpfung.
Der Kampf gegen die Konſumvereine aus politiſchen t
ünden, d. h. der Verſuch, den politiſchen Gegner durch wirtſchaft
che Schädigungen zu treffen, war früher eine altbekannte Er

n Der trotz alledem erzielte gewaltige e lit der
onſumgenoſſenſchaftsbewegung, die Kriegserfahrungen und

manches andere haben dahin geführt, daß dieſe Methode auf den
Ausſterbeetat geraten iſt. Das iſt um begreiflicher, als teMitglieder aller politiſchen Parteien ſi men mgenoſſenſcha tlich

betätigen und vielfach einmütig an der Wahrung ihrer Ver-
braucherintereſſen arbeiten. Insbeſondere ſind viele Hundert-
tauſende katholiſcher Volksgenoſſen und Anhänger der Zentrums-
partei Miglieder von Konſumvereinen und wirken in ſolchen in
voller Eintracht mit evangeliſchen Mitbürgern und Angehörigen
anderer politiſcher Parteien zuſammen. Um ſo bedauerlicher und
verwerflicher iſt es, wenn jetzt in gewiſſen Gegenden dieſe Kreiſe
aus politiſchen Motiven die Konſumvereine nach den Rezepten der
ſchlimmen Vergangenheit bekämpfen zu müſſen glauben. Das
trifft beſonders auf einige katholiſche Bezirke Schleſiens zu. Der
in Glatz erſcheinende Gebirgsbote veröffentlicht z. B. einen ſpalten
langen Aufſatz über: Die treibenden Kräfte der Konſumvereins-
bewequng, in dem die ſchofelſten und gbgeſtandenſten Verleum-
dungen gegen den Zentralverband deutſcher Konſumvereine auf-
getiſcht werden. Die Güte der Angriffe mag man danach be-
vyrteilen, daß als Hauptfundgruhe die Pamphlete des weiland
Profeſſor Suchsland (KHalle) benutzt werden, deren kritikloſe

hdäſſigkeit ſie ſelbſt ehrlichen Feinden der Konſumgenoſſenſchafts-
dewegung ungenießbar macht. Wir wollen nur den Anfang
zitieren, um zu zeigen. mit welchen Mitteln gearbeitet wird:

Vielfach iſt die Meinung verbreitet, nicht zum wenigſten unter
1 Genoſſen ſelhſt, daß die Leiter der Konſumvereinsbewegung

ſich um das Wohl der Allgemeinheit, beſonders um das der ar-
beitenden Hlaſſen, hervorragende Verdienſte erwerhen. Dieſe
Meinung wird zielbewußt verſtärkt durch die Lobreden, die ſich

de

neſſenſchafteverſammlungen halten.
der ganzen Genoſſenſchaftshewequng von werktätiger Liebe herz-
lich wenig zu finden, die Mitglieder treten bei aus dem Beweg-
grunde der niedrigſten Selbſtſucht. und die Unternehmer des
Ganzen mäſten ſich an den „Groſchen des armen Mannes“ ebenſo
wie die politiſchen Führer der Sozialdemokratie.

Angeſichts des Urteils der öffentlichen Meinung. über die
Konſumvereine und ihre Leiſtungen für die Allgemeinheit iſt es
nicht nölig, Verwahrung gegen ſolche Unanſtändigkeiten einzu
legen. Sie gehen aber von einer beſtimmten politiſchen Richtung
gus und müſſen dieſer zur Laſt gelegt und ihrer moraliſchen Ver
antwortung unterſtellt werden, ſolange ſie nicht die Urh er von

h aghfchüttelt und öffentlich erklärt, daß ſie mit ihnen nichts ge
mein hat und ihre Kampfesweiſe als gemeingefährlich verurteilt.

Hie Halliſche Oberbürgermeiſterfrage.
Der Varteivorſtand der USP. hat beſchloſſen, daß die Kämpfe

mit Dr. Rive und überhaupt die Halliſche Oberbürger-
weiſterfrage Gegenſtand der Verhandlung in einer Mit-
gliederverſammlung der Partei ſein ſollen. Das ſcheint unbedingt
notwendig, denn aus dem Konflikt und ſeinem Ausgange müſſen
tedentſame Lehren gezogen werden. Der Genoſſe
Hennig war beauftragt worden, die ganze Frage in einigen Auf-
ſären im Volksblatt zu behandeln. Die Arbeit iſt im Gange, doch
ſol ſie erſt erſcheinen, wenn die Parteimitglieder in einer
großen allgemeinen Mitgliederver ſammlung Gelegenheit gehabt
haben, zur ganzen Frage Stellung zu nehmen. Genoſſe Hennig
wird daher in der Parteiver ſammlung am Donnerstag
nächſter Woche L6. Auguſt, den einleitenden Vortrag über die
Overbürgermeiſter- Angelegenheit halten und der Parteiverſamm-
kung wird es zuſtehen, die Nutzanwendung für unſer kom-
munalpolitiſches Ringen zu ziehen. Dann wird unſere ganze
Stellungnahme der breiteſten Oeffentlichkeit im Volksblatt aus
führlich dargelegt werden. Wir weiſen ſchon heute auf diefe wich-
tige Verſammlung am Donnerstag, den 26. Auguſt, hin.

Die Afa gegen Neutralitätsverletzung.
Von der Arbeitsgemeinſchaft freier Angeſtelltenverbände wird uns

geſchrieben
Nach den aufſehenerregenden Mitteilungen der deutſchen Regierung

beſteht für Deutſchland die unmittelbare Gefahr, durch einen völker-
rechtswidrigen Nentralitätsbruch ſeitens der Entente in die zurzeit
beſtehenden Kriegswirren hineingezogen und damit unter Umſtänden
Kriegsſchauplatz zu werden. Unſer durch einen mehr als vierjährigen
verlorenen Krieg ohnehin ſchon völlig zerrüttetes Wirtſchaftsleben
würde dadurch mit Sicherheit vernichtet werden. Militäriſcher Wider
ſtand gegen ein gewaltſames Vorgehen der Entente iſt nach Lage der
Dinge ausgeſchloſſen. Nur die werktätige Bevölkerung Dentſchlands

Arbeiter, Angeſtellte und Beamte iſt imſtande, dieſe furchtbare
Gefahr von uns abzuwenden, indem ſie jeden Verſuch eines Neutralitäts-
bruches, insbeſondere durch Waffen- oder Truppendurchfuhr mit ihrem
organiſierten Widerſtänd verhindern. Die freien Arbeitergewerkſchaften
Deutſchlands und die ſozialiſtiſchen Parteien haben deshalb die
deutſche Arbeiterſchaft aufgefordert für die Aufrechterhaltung der
unverbrüchlichen Neutralität Deutſchlands einzutreten. Die Ar-
beits gemeinſchaft freier Angeſtelltenverbände ſtellt ſich in dieſer
Stunde dringender Gefahr an die Seite der Arbeiterſchaft und
fordert die mitteldeutſche Angeſtelltenſchaft auf, jeden Verſuch einer
Neutralitätsverletzung mit allen Kräften zu verhindern.

Städteproteſt gegen die Höhe der Provinzialſteuern.
Der Magiſtrat unſerer Stadt hat dieſer Tage an alle Stadt

und Landkreiſe der Provinz Sachſen ein Schreiben gerichtet, das
ſich gegen das Verfahren richtet, nach dem der Provinziallandtag
die Erhöhung der Provinzialſteuern beſchloß. Zur Einziehung
ſollen 50 v. H. gegenüber 1612 v. H. im vorigen Rechnungsjahre
kommen. Der Provingziallandtag ſtützt ſich auf S 28 des Ausfüh-
rungsgeſetzes zum Landſteuergeſetz, wonach Beſchlüſſe, die vor Jn-
krafttreten dieſes Ausführungsgeſetzes gefaßt ſeien, Gültigkeit
haben. Hiernach würde, ſo meint das Rundſchreiben des Magi-
ſtrats, die Provinz auch für das Rechnungsjahr 1920 ihre Steuern
in voller Höhe wie bisher auf die Gemeinden verteilen. Die
Folge iſt, daß die Provinz ohne jede Einſchränkung ihren Fehl-
etrag durch Provinzialſteuern ganz auf die Gemeinden ab-

wälzen kann, während dieſe nicht mehr wie bisher die Möglichkeit
haben, durch Erhöhung des Einkommenſteuerzuſchlags einen Aus-
gleich zu ſchaffen, ſondern auf das beſchränkt ſind, was ihnen vom
Reich aus dem Einkommenſteueraufkommen zugewieſen wird. Für
das ifende Rechnungsjahr wird gemäß S 57 des Landesſteuer-
geſetzes den Gemeinden mindeſtens das Aufkommen von 10919 zu-
züglich 25 v. H. gewährleiſten. Jn gleicher Weiſe wird das auch
auf die Kreiſe und die Provinzen ausgedehnt. Dieſer allein ge-
rechten und logiſchen Verteilung der Stenern widerſpricht das
Steuergebaren der Provinz. Die Provinz Sachſen hat ferner die
Abſicht, den Reichsfinanzminiſter um des Einkommen-
n e der Provinz um den Fehlbetrag des Etats zu er
uchen. Sofern damit eine Erhöhung des Einkommenſteneranteils
er Provinz auf Koſten der Gemeinden erfolgen würde, müßre

gen die einſeilige Bevorzugung der Provinz entſchieden Stel-ung genommen werden. Schlie ſich wird der Provinzverwaltung

nachgeſagt, daß ſie ihre Umlage nicht zur Befriedigung der Ve-dürfniſſe des Rechnungsjahres 1919, ſondern der durch Hinüber-
nahme des Defizits aus dem Rechnungsjahr 1919 in das Rech-
nungsfahr 1920 geſteigerten Bedürfniſſe des Rechnungsjahres 1926
beſchloſſen hat.

Die Stadt Halle hatte ſich, wie aus dem Rundſchreiben hervor-
geht, an den Preußiſchen Städietag gewandt mit der Bitte, an

h e T e u Jdaß hinſichtlich der d von n an die Pro
vinz auf Koſten der dte irgendwelche Bevor der Provinz
eintritt. Die Gemeinden werden aufgefordert dem Vergebender Stadt Halle anzuſchließen, falls ſ. den St unkt teilen.

Transportarbeiter. Durch Vermittlung des Verbandsvor
des Deutſchen Transportarbeiterverbandes hat die Reichs

W x den Mitgliedern des Verbandes noch eine größere
Anzahl ne a und ine e letztere mitMufftaſchen, zur Verfügung geſtellt. Dieſe Bekleidung iſt von er
Beſchaffenheit. Die Preiſe ſind beſonders günſtig. ein Anzug
koſtet 285 Mk., eine Joppe 185 Mk. Jedes Verbandsmitglied iſt be
rechtigt gegen einen Bezugsſchein, der im Verbandsbureau, Harz
4244, gegen Vorlegung des Verbandsbuches ausgehändigt wird,
ſich ſolche Kleidungsſtücke zu verſchaffen. Der Name der Firma,
der die Kleidungsſtücke zum Verkauf überwieſen ſind, iſt auf dem
Verbandsbureau zu erfragen Die Ortsverwaltung.

Deutſcher Eiſenbahnerverband. Diejenigen von den Leunger
Kollegen, die ihre Streikunterſtützung bisher noch nicht abgeholt
haben, wollen dies bis ſpäteſtens Sonnabend, den 21. Auguſt, nach
holen, da eine ſpätere Auszahlung wegen der Verrechnung der
Gelder mit der Hauptkaſſe nicht mehr erfolgen kann.

Die Ortsverwaltung.
Der Fenerbeſtattungsverein Habe und Umgegend gewährt ſeinen

Mitgliedern nach einjähriger Mitgliedſchaft vollſtändig koſtenloſe Ein
äſcherung bei ſehr geringen Monatsbeiträgen, inkl. Sarg, Ueberführung
und Beiſetzung der Urnenkapſel. Anmeldungen nimmt Genoſſe Albert
Borgmann, Lindenſtr. 54, und das Parteiſekretariat entgegen. Die
nächſte Mitgliederverſammlung findet Sonnabend, den 21. Augnſt, in
Müllers Hotel, Krukenbergſtraße, ſtatt.

Der erſte Diſtrikt hält ſeine Verſammlung morgen finden
bekanntlich die Diſtriktsverſammlungen der USP. ſtatt im
Hackeborn, Hackebornſtraße 4, ab.

Gebührniſſe der Altpenſionäre und Althinterbliebenen. Durch
das gleichzeitig mit dem preußiſchen Beamten-Dienſteinkommen-
geſetz vom 7. Mai 1920 in Kraft getretene Beamten-Altruhegehalts-
geſetz haben die Bezüge der preußiſchen Altpenſionäre und Alt-
hinterbliebenen eine, wenn auch längſt nicht, ausreichende Auf-
beſſerung erfahren. Der Entwurf eines entſprechenden Reichs
geſetzes iſt während der kurzen Sommerkaqung des Reichstags
leider nicht mehr zur Beratung gekommen. Es ſoll nunmehr dem
Reichstag ſogleich nach ſeinem Zuſammentritt im Herbſt vorgelegt
werden. Um aber den Altpenſionären und Althinterbliebenen
während der Uebergangszeit über die wirtſchaftlichen Schwierig-
keiten nach Möglichkeit hinwegzuhelfen, hat ſich der Reichsminiſter
der Finanzen ſchon im Mai damit einverſtanden erklärt, daß den
Genannten neben den ibnen geſetzlich zuſtehenden Penſionen und
Hinterbliebenengebührniſſen ein Betrag in Höhe der Hälfte dieſer
Bezüge als Vorſchuß auf die in Ausſicht ſtehenden höheren geſetz
lichen Gebührniſſe gezahkt wird. Die Zahlungen erfolgen von
Amts wegen, alſo ohne Antrag und auch ohne Prüfung des Be-
dürfniſſes.

Umſatzſtenerzuſchlag bei Lieferungen auf Grund vorjähriger
Verträge. Man ſchreibt uns: Bisher konnten ſich Zweifel über
die Frage erheben, wer die am 1. Januar 1920 erfolgte Erhöhung
der Umſatzſtener in den Fällen zu tragen hat, in welchen die Liefe-
rung und endgültige Preisfeſtſetzung auf Grund früherer Ver-
träge erſt nach dem 1. Januar 1920 erfolgte. Das Reichsmini-
ſterinum der Finanzen hat ſich nun auf eine Anfrage hin der Han
delskammer Chemnitz gegenüber dahin geäußert, daß nach ſeiner
Auffaſſung der Lieferer den Mehrbetrag der Umſatzſteuer von
1 Prozent dann von ſeinen Kunden erſtattet verlangen kann, wenn
er in einem vor dem 1. Januar 1920 abgeſchloſſenen Vertrage
den Preis in Unkenntnis der neuen Umſatzſteuer verrechnet hat
und nicht in der Lage war, ihn nachträglich zn erheben. Das iſt
auch dann anzunehmen, wenn er nach dem 1. Januar 1920 einen
Teuerungszuſchlag zu dem vereinbarten Preiſe machen darf, in
dem aber nach den Vertragsvorſchriften lediglich die geſtiegenen
techniſchen Geſtehungskoſten berückſichtigt werden dürfen. Jſt da-
gegen dem Lieferer die Möglichkeit gegeben, nach dem 1. Jannar
1920 eine neue Preisvereinbarung herbeizuführen, in der auch die
neue Umſatzſteuer berückſichtigt werden kann, ſo darf er die er-
höhte Umſatzſteuer nicht auf ſeine Kunden abwälzen.

Pinfertens Wappen. Die rühmkichſt bekannte deutſche Vinker-
ton- Geſellſchaft in Berlin würdigt uns der großen Ehre, uns mit-
zuteilen, ſie habe gegen die Freiheit und den Vorwärts Beleidi-
gqungsklage erhoben, um die vielen Angriffe zu entkräften, die in
letzter Zeit gegen ſie erhoben worden ſeien. Wir waren aber ſehr
gebumfidelt über dieſe Nachricht, noch mehr aber über die große
Auszeichnung, das Wappen der edlen Pinker-Tonnen bewundern
zu dürfen. Jn geſchmackvoller Ausführung prangt's auf dem
Briefbogen, ein Meiſterwerk der Heraldik. Auf ſchwarzem Grunde
droht geſpenſterhaft eige blutrote Knochenhand der Bolſchewis-
mus, hu, hu. Aber ſiehe da, von rechts oben her von der Schelling-
ſtraße 2 in Berlin, dem Hauptquartier der Pinker-Töne, naht die
Rettung: Ein großes Glas ſchieht ſich über die rote Hand eins von
jener Sorte, mit denen der Detektiv die Spuren von Verbrechen
unterſucht. Wehe dem Volſchewismys! Pinfkertons Vergröße-
rungsalas ſtellt unerbittlich feſt, daß ſeine Hand vom Mute fried-
licher Bürger trieft. Das Vaterland iſt gerettet, Pinkertons Glas
hat ſich wohlverdient gemacht, in jeder Beziehung. und wird ſpäter
im Mufeum als Symbol einer großen Zeit aufbewahrt.

Genoſſe Kaſpvarek wird, ſeitdem er zum kommiſſariſchen Land-
rat von Sangerhauſen ernannt worden iſt, von der regktionären
Preſſe in geradezu maßloſer Weiſe angegriffen. Den neueſten
Schmutzkübhel ſchüttet die Halliſche Allgemeine Zeitung aus, die den
Genoſſen Kaſparek mit der Antogeſchichte von Nietleben in Ver-
bindung bringt und ſöſtut, als ob ſie welterſchütternde Entdeckungen
gemacht habe. Nun. ein Politiker iſt längſt noch nicht „belaſtet“,
wenn ein verlogenes Kavviſtenblatt etwas behauvtet. Jedermann
weiß, daß dieſe Preſſe ſich krampfhaft bemüht, die Oeffenllichkeit
vom Orgeſch- und Spitzelſkandal abzulenken. Die ſachlichen Be-
ſchuldigungen, die gegen Kaſparek erhoben ſind. werden demnächſt
eingehend widerlegt werden. Heute wollen wir ſchon feſtſtellen,
daß die Ausweiſe mit dem Namen Kaſparek, von denen die
Kavppiſtenpreſſe faſelt, natürlich gefälſcht ſind, wenn ſie überhaupt
jemals vorhanden waren. Die Anweiſung an die Ortsvorſteher.
wonach Beamte der Sivo in Zivil die Waffen abholen würden, jſt
richtig, erlogen aber iſt es, daß die Sivo davon nicht unterrichtet
geweſen ſei. Wenn die Halliſche Allgemeine mit großer Wichtig-
tverei erzählt, daß Kaſparek am fraglichen Tage der Waffen-
abholung weder im Landratsamt noch in ſeiner Wohnung zu er-
reichen war, ſo iſt das ein ganz aufgelegter Schwindel. da Genoſſe
Kaſparek an dieſem Tage ſich in einer Kreisansſchußſitzung befand.
alſo jederzeit erreichbar war! Die reaktionäre Preſſe mag jetzt
noch ſo laut „Haltet den Dieh!“ ſchreien jhre eigene Mitbeteili-
I an den reaktionären Spitzelplänen wird ſie dadurch nicht ver-
wiſchen.

Die Halliſche Väckerinnung beehrt die „verehrten“ Hausfrauen
mit einer Bekanntmachung, daß die Generalverſammlung be-
ſchloſſen hätte, das Backgeld zeitgemäß zu erhöhen, und verweiſt
quf die in den Backſtuben aufgehängten Tarife, ohne aber auch der
Oeffentlichkeit die Gründe anzugeben, welche ſie dazu veranlaßt haben.
Die Oeffentlichkeit hat aber ein Recht, die Gründe zu erfahren. Wenn
ſie verſchwiegen werden, ſo wohl deswegen, weil eben keine angegeben
werden können. Denn eine Vertenernng des Heizmaterials, der Kohle,
liegt nicht vor, im Gegenteil iſt eine Verbilligung eingetreten. Auch
eine Erhöhung der Löhne iſt nicht eingetreten: hierzu nimmt die
Bäckerinnung ſeit Monaten einen ablehnenden Standpunkt ein, ob-
gleich ſämtliche Konſumvereine, die Firmen Gebr. Schußert, C. Mükler,
Scheffelvrotfabrik und Ammendorfer Mühle ſeit Anfangs Juli 40 bis
70 Mk. mehr Lohn vro Woche zahlen. Sehr ſonderbar ſieht es aber
ans, wenn die Bäckerinnung bezüolich der Gehilfen anf dem Lohn-
abbauſtandvunkt ſteht, und den Lehrlingen mit allen möglichen und
unmöglichen Ausreden eine zeitgemäße Entſchädigung verweigert,
für ſich aber Lohnerhöhungen in Anſpruch nimmt. Und deshalb
fordern wir die Hausfranen auf, die Bekanntmachung ſo lange

maßgebender Stelle vorſtellig zu werden, um möglichſt zu ver unberück“chtigt zu laſſen, bzw. das erhöhte Backgeld ſo lange zu ver-

bis ewi daß di d ihre Berechtignuri r. n. der ne hdieſen Nachweis zu fordern.
Verband der Bäcker und Konditoren zu HalleSaal,

Entbehrlichkeit des Militärpaſſes. Reichs, Staats und Kom
munalbehörden, und vielfach auch Privatfirmen, verlangen immer
noch, daß Stellenbewerber ihren Militärpaß vorlegen. Dies ver-
anlaßt ehemalige Militärperſonen, bei den Abwicklungsſtellen auf
die Ausfertigung ihres Paſſes zu drängen. Dadurch tritt eine
Ve ung in der Abwicklung ein und die frpurdipe Auflöſungder Abwicklungsſtellen wird nan geſtellt. Es liegt im dringen-
den finanziellen Intereſſe des Reichs, daß hierin Wandel geſchaffen
wird. Außerdem kann das Einfordern des Militärpaſſes auch
Härten für die Stellenbewerber im Gefolge haben, weil ſehr oft
erſt nach Monaten der ausgeſtellte Paß dem Bewerber zugeſtellt
werden kann. Die Reichs und Landesbehörden ſind daher auf
Anregung des Reichsabwicklungskommiſſars kürzlich gebeten wor-
den, dahin zu wirken, daß die Reichs-, Staats und Kommungl-
behörden bei den Stellenbe werbungen von der Vorlegung dez
Militärpaſſes abſehen. Es wäre erwünſcht, wenn auch die Privat-
firmen im Jntereſſe der Reichsfinanzen und der Stellenbewerber
von der Vorlegung des Militärpaſſes abſehen würden.

Der Riß in der Fenſterſcheibe. Die Hauptrolle bei den zwedz
Entſchädigung angemeldeten Tumultſchäden ſpielen be,
kanntlich zerſchoſſene und zerbrochene Fenſterſcheiben. Aus dieſem
Anlaß gewinnt eine Entſcheidung des Oberlandesgerichts Celle an
Jntereſſe, die die Anzeigepflicht des Verſicherten auch bei ganz
geringfügigen Schäden feſtgeſtellt. Ein Ladeninhaber verlangt
von der Verſicherung Erſatz für eine im März 1918 zerbrochene
Schaufenſterſcheibe, wurde aber mit ſeinem Anſpruch abgewieſen,
weil er verabſäumt hatte, einen wenn auch ganz unbedeutenden
Riß der Scheibe aus dem Jahre 1913 der Verſicherung zu melden.
Die Geringfügigkeit des Bruches befreie den Kläger nicht von
ſeiner Anzeigepflicht; denn es ſtehe nicht feſt, daß die Vergrößerung
des Schadens im März 1918 auch dann eingetreten ſei, wenn die
Verſicherung ſchon im Jahre 1913 von dem Riſſe Kenntnis erhalten
hätte. Es müſſe damit gerechnet werden, daß ſie alsdann den
Schaden alsbald entweder völlig hätte beſeitigen laſſen, oder, wenn
der Schaden gegenüber den durch die Beſeitigung verurſachten
Koſten zu geringfügig war, doch wenigſtens wirkſame Maßregeln
dagegen getroffen hätte, daß er ſich vergrößern könnte.

Poſtreklame. Für den Bezirk der Oberpoſtdirektion Halle
Saale) iſt im Poſtgebäude des Poſtarnts 2 in Halle, Thielenſtraße,

Zimmer 182 und 123, eine Stelle unter der Benennung: Poſt
reklame Halle in Halle (Saale) 2 eingerichtet worden. Dieſer
Stelle liegt vorerſt die Aufnahme aller Gegenſtände des Poſt-
dienſtes ob, die der Reklame nutzbar gemacht werden ſollen, ſie wird
die Reklameintereſſenten beraten und auch ſpäter die Verträge mit
dieſen abſchließen. Da die Poſt zunächſt nicht beabſichtigt, die
Ausführung der Plakate, Schilder uſw. ſelbſt zu übernehmen, ſon-
dern ſich darauf beſchränkt, die Jntereſſenten an geeignete Künſtler,
Anſtalten, r uſw. zu verweiſen, erſcheint es ſchon jetzt
geboten, daß einſchlägige Unternehmen oder tüchtige Kräfte, die
ihr Können in den Dienſt der Poſtreklame ſtellen wollen, ſich als-
bald bei der Reklameſtelle in Empfehlung bringen, damit eine ein-
ſeitige Berückſichtigung einzelner Firmen uſw. vermieden wird.

Die Gewerkſchaften als Vertreiber von Schuhwaren. Die Ge-
werkſchaften Leipzigs unterſtützen ihre Mitglieder durch den Ver-
trieb von Schuhwaren für dieſe ſelbſt als auch für die Familien-
mitglieder, und zwar berechnen ſie nur den billigen Preis von
35 Mk. bis 95 Mk. pro Paar. Die Schuhhandelsgeſchäfte und
Kleingewerbetreibenden erblicken hierin natürlich eine große Kon-
kurrenz und wollen nun feſtſtellen laſſen, ob die Gewerkſchaften be
rechtigt ſind, die Schuhwaren zu vertreiben und ob ſie das Gewerbe
angemeldet haben.

Zoologiſcher Garten. Jn der Fachvreſſe iſt ein bitterer Kampf
entbrannt über die Schädlichkeit oder Nützlichkeit der Möven. Die
Fiſchereibeſitzer klagen die wunderſchönen Vögel an, daß ſie ihnen
die Jungfiſche wegfangen, und die Naturſchützler führen dagegen
ins Feld, daß der Schaden, den ſie anrichten, mehr als ausgeglichen
wird durch den Nutzen, den ſie bringen durch Vertilgen von Un-
geziefer aller Art, durch die geſundheits polizeiliche Tätigkeit, die
ſie am Strande durch das Wegſchaffen angeſchwemmter Tierleichen
ausüben. Jeder Naturfreund, der Gelegenheit hatte, die Möven
und Seeſchwalben in der Freiheit ihre Flugſpiele als Luftakrobaten
ausführen zu ſehen, wird dafür ſein, daß man ſie ſchont. Jm
Sumpfvogelkäfig an der Faſanerie iſt eine Schar der ſchönſten
und eleganteſten der Kleinmöven, der Flußſeeſchwalben eingekehrt.
Einige Tiere verdankt der Garten dem bekannten Hallenſer
Kunſtmaler Dubbick, der ſie von Amrum mitbrachte, die übrigen
ſtammen von der Weſtküſte Holſteins. Alle ſind Jungtiere, die ihr
noch unſcheinbares Kinderkleid tragen. Es wird intereſſant ſein
zu beobachten, wie ſie ſich bei der Mauſer verwandeln, wie ſich ihre
Beine mit den zierlichen Schwimmfüßen und ihre Schnäbel rot
färben, wie ſie eine tiefſchwarze Mütze aufſetzen, die ſcharf von dem
ſonſt bläulich- weißen Gefieder abſticht. Sobald der neue große
Flugkäfig am Berggehege fertig iſt, werden ſie dorthin überſiedeln
dort werden ſie ihre Fliegerkünſte prächtig und ungehindert zeigen
können.

Löbnitz b. Teicha. Der Arbeiter-Turnverein Friſch Auf
zu Löbnitz begeht am 21. und 22. Augnſt ſein 12 jähriges Stiftungs-
feſt, verbunden mit Schauturnen. Um nun das Feſt zu einer würdigen
Demonſtration für unſere Arbeiter-Turn- und Sporthewegqung zu
geſtalten, werden die Vereine gebeten, ſich recht zahlreich daran zu
beteikigen, auch alle nicht eingeladenen Bundesvereine ſind herzlich
willkommen, gilt es doch hier, den vielen uns gegenüberſtehenden
Bürgerlichen zu zeigen, welche Macht die Arbeiterbewegung auf allen
Gebieten darſtellt. Die geſamte Arbeiterſchaft kann zur Verſchönerung
des Feſtes beitragen die Arbeiter, die etwa noch den bürgerlichen
Vereinen angehören, müſſen doch endlich erkennen, daß ſie nicht mehr
mit der bürgerlichen Geſellſchaft paktieren dürfen, da jedem einzelnen
in allen Arheiter-Sportvereinen ſo viel Gutes geboten wird. Darum
hinein in die Arbeiter-Turn- und Sportvereine, demonſtriert und
erſcheint in Maſſen am Sonntag, damit auch dieſe Veranſtaltung als
gelungen für unſere Bewegung bezeichnet werden kann.

Groß;-Ammendorf. Frauen der USP.! Anf die heute, Mitt-
woch, abends 8 Uhr, im Gaſthof zu Radewell ſtattfindende Frauen-
Mitgliederverſammlung ſei beſonders hingewieſen. Damit jede Frau
über den Ernſt der politiſchen Lage aufgeklärt iſt, wird die Genoſſin
Krüger einen Vortrag halten. Sorgt für guten Befuch.

Könnern. Kirchendiebſtahl. Wenig Achtung vor der Reli-
gion bewieſen einige Spitzbuben, die in der Nacht zum Dienstag
in die Kirche eindrangen, indem ſie die Fenſterſcheiben eindrückten.
Es wurde ein Kruzifix geſtohlen.

7we M ß.è.dahahahoohl3cnrr

Allerlei.
Spießerfurcht vor kommuniſtiſcher „Anſteckung“.

Der Prager Venkov meldet. Dieſer Tage wurde der verurteilte
Kommunift Hölz von Detektivs aus Gitſchin (Strafanſtalt) nach
Prag eskortiert. Auf den Bahnhof begleiteten ihn viele Kommnniſten.
Als das Zeichen zur Abfahrt gegeben wurde, erklärten die Reiſenden,
daß ſie mit einem Mörder und Räuber nicht fahren würden und
wrlongten, daß der Waggon, in welchem Hölz fuhr, in der nächſten
Station abgekoppelt werde. Da die Aufregung gefährlich wurde, begab
ſich, als der Zug in Kopidlno einfuhr, der agrariſche Abgeordnete
Bradatſch zum Stationsvorſtand und machte ihn darauf aufmerkſam,
daß man nicht für die Aufrechterbaltung der Ruhe bürgen konne,
wenn Hölz in demſelben Zuge weiterfahren ſollte. Infolgedeſſen
ordnete der Stationsvorſtand an, daß Hölz ausſteige. Er wurde inden Warteſaal zweiter Klaſſe abgeführt und Gendarmen wurden geholt,
um ihn zu bewachen. Dann ſetzten die Reiſenden beruhigt ihre
Fahrt fort.

7

Hölz geiſteskrank? Aus Prag wird gemeldet, daß Hölz als
Geiſteskranker“ in einem Sangtorium bei Prag untergebracht
wurde. Jm Gitſchiner Vahnhof wurden ihm von tſchechiſchen So
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de Ergreifung des Diebes und die Wiederbeſchaffung des Geldes

aldemokraten Kundgebungen dargebracht. Mit der „Geſſtesankheit“ von Hölz wird es wohl ne ganz eigene ereeeekh
aben; bekanntlich hat die ſächſiſche Klaſſenjuſtiz großes Ver
angen nach ihm.

Amerikaniſche Hitze
Her New Yorker Berichterſtatter der Times meldet ſeinem

ſatte, daß die Stadt eine Hitzewelle erwartet, die von den
PReteorologen bereits ſeit langem prophezeit wurde. Am Montag
pies das Thermometer in Cneco (Connecticut) 114 Grad Fahrenheit

45 Grad Celſins) auf, eine Temperatur, die in den letzten 40 Jahren
zicht vorgefommen war. Jm Schatten herrſchte eine Temperatur
von 100 Grad. Mehrere Fabriken mußten wegen der Hitze
geſchloſſen werden.

Diebſtahl in der Reichsbank.
Ein ſchwerer Diebſtahl wurde Dienstag nachmittag in Berlinin den Räumen der Reichsbank verübt. Zwei Beamte des Poſt

zntes 08 hatten das überſchüſſige Geld dieſes Amtes, das in drei
Föcken verteilt war, abgeliefert. Während einer mit einem an
teren Beamten ſprach, hat ein Unbekannter einen der auf der
érde ſtehenden Beutel an ſich genommen und iſt damit ver
ſhwunden, ohne daß der Diebſtahl bemerkt wurde. Jn dem
Geldbeutel befanden ſich 143 000 Mark in Papiergeln. Auf

jt eine Belohnung von 5000 Mk. ausgeſetzt.

Söhne als Vatermörder.
In dem Dorfe Zernitz bei Neuſtadt an der Doſſe wurden am

Sonntag der Chauſſeearbeiter Strogali und ſeine zwei Söhne im
Ilter von 27 und 13 Jahren mit zertrümmerter Schädeldecke auf
gefunden, während ſeine 25jährige Tochter mit zerſchnittener Kehle
et dalag. Nach einer Meldung wurde der Nachtwächter des Ortes
nter dem Verdacht der Täterſchaft verhaftet, nach einer anderen
ein dritter Sohn unter dem dringenden Verdacht des Vater und
Geſchwiftermordes. Ein der Mittäterſchaft verdächtiger Haus-
teund des beſchuldigten Sohnes in Kvritz wurde feſtgeenommen.
Jn Gundheim in Heſſen erſchoß der noch nicht 16jährige

Schloſſerlehrling Paul Wagner ſeinen Vater mit einem Armce-
revolver, um in den Veſitz von 6000 Mk. zu gelangen, die der Vater
in ſeiner Eigenſchaft als Gemeindevorſteher ſie gehörten dem
rmenheim in ſeinem Geldſchranke verwahrte. Als ſein Vater
nach dem gemeinſamen Mittageſſen im Lehnſtuhl über dem Leſen
der Zeitung eingeſchlummert war, erſchoß der Mörder ſein Opfer.
Als Wagner ſich überzeugt hatte, daß der Vater tot war, floh er,
nachdem er ſich die 6000 Mk. angeeignet hatte. Das Landgericht
Nainz verurteilte den Minderſährigen zu der höchftzuläſſigen
Strafe von 15 Jahren Gefängnis. Seine beim Neichsgericht ein
gelegte Rebiſion wurde als unbegründet verworfen

Getverkſchaftliches.
Lohnbewegung der Eiſenbahner.

Jn München wurde in einer Vollverſammlung der Be
triebsräte des bayeriſchen Ver kehrsweſens be-
ſchloſſen, den deutſchen Eiſenbahnerverband dringen aufzufordern,
den Reichslohntarif zu kündigen ſoweit er ſich auf
die Lohnverhältniſſe bezieht, nachdem es der Regierung nicht ge-
lungen ſei, den Mreisabbau herbeizuführen. In bezug auf die
Keutralität im ruſſiſch- polniſchen Kriege wur-
den die Veſchlüſſe des Deutſchen Eiſenbahnerverbandes gcebilligt.
Es wurde eine Reihe von Fällen angeführt, in denen unter falſchen
Deklarationen Munition und Kriegsmaterial nach
den Tſchecho-Slowakei durch Bayern gekommen ſeien.

Vieh und Fleiſchpreiſe.
Von W. Schäfer.

Mil dem 11. Auguſt traten neue Höchſtpreiſe für Rinder, Kälber,
Schweine und Schafe in Kraft. Dieſe ſind für Schlachtrinder u
40 bis 60 Mk. pro Zentner Lehendgewicht niedriger als die bis
zum 11. Auguſt geltenden Preiſe. Die Kälberpreiſe ſind um
100 Mk. pro Zentner, die für Schafe um rund 20 Mk. herabgeſeßtt,
er der Lebendgewichtpreis für Schweine der alte ge-

blieben iſt. 4Mit dem Abban der Preiſe, von dem ſo viel geredet wird,
iſt alſo hier ein kümmerlicher Anfang gemacht worden.
Es muß jetzt Auſgabe der Gemeinden, genauer der Preis-

prüfungs ſtellen ſein, dafür zu ſorgen, daß die Preisherabſetzung
auch im Kleinhandel zu verſpüren iſt. Die bisher geltenden Klein-
handelspreiſe für Fleiſch waren durchweg zu hoch. Es muß deshalb
auf Grund der neuen Höchſtpreiſe für Schlachl!lvieh eine erneute
vreiskalkulation ſtattfinden. Dabei darf ſich keine Behörde damit
keqnügen, die Fleiſchpreiſe nur um den prozentualen Satz zu er-
mäßigen, ſondern muß aufs neue die geſamte Preisbildung prüfen.

Die Höchſtpreiſe für Schlachtrinder zerfallen in vier Klaſſen; ſie
betragen 180 Mk., 240 Wek., 800 Mk. und 340 Mk. pro Zentner
Abendgewicht. Welcher Preis ergibt ſich für das Fleiſch? Be
rechnen wir die Erfaſſungz- und Transportſpeſen pro Zentner
Lebendgewicht mit 85 Mk., ſo ergeben ſich für die Kommunen, die
das Vieh von den Viehhandelsverhänden oder den Viehverwer-
iungsgenofſenſchaften abzunehmen haben, folgende Preiſe:

1. für gering genährte Rinder 216 Mk.
2. für annefleiſchte Rinder 276
z. für fleiſchige Rinder 826
4. für vollſleiſchige Rinder 876

Die Unkoſten für Verwaltungsarbeiten, für Schlachten, Ver-
teilen an den Ladenfleiſcher, für Schwund- und Hautverluſt, für die

Verdienſtſpanne, unvorhergeſehene Verluſte uſw. werden mehr als

Der C promen dann die Unkoſten in Höhe von 10 Prozent mit
daß alſo insgeſamt ein Zentner 885 Mk. koſtel, Zu dieſemmu die Kommune die Schweine erhalten. e n den r
gewicht gibt mindeſtens 75 Pfund Schlachtgewicht. Nach Aus-
trocknen, Haut und Schwundverluſt kommen noch 70 Pfund zum
Verkauf, und zwar das Pfund mit 650 Mk. JInsgeſamt entfallen
alſo aus dem Verkaufe 450 Mk. Dabei ſind als Unkoſten ein-
gerechnet:

Verdienſtſpanne für den Meiſter 70 X 0,50 Mk. 88,—Verdienſtſpanne für den Geſelken, falls Volde be t
ſchäftigt werden, 70 x 0,20 Mk.

Umſatzſteuer von 156 Prozent von 450 Mk. 675
Summa 56,75 Mk.

e Mk. ausgegeben und nimmt 450 Mk.
66,756

894,25 Mk.

Außerdem hat ſie die Jnnereien wie Zunge, Herz, Lunge, Leber,
ärme, Fett und Blut, aus deren Verwertung die Unkoſten für

Schlachten, Schlachthausgebühren und Verwallungskoſten zu be
ſtreiten ſind. Die Fleiſchpreiſe dürften demzufolge höchſtens be
tragen: fa W

r 1 Pfund Rindfleiſfür 1 Pfund galt v
für 1 Pfpind Hammelfleiſch
für 1 Pfund Schweinefleiſch 6,50

Dagegen vergleiche man die gegenwärtigen Fleiſchpfaſt durchweg zwiſchen 10 bis 12 Mk. pro ine e die
Die Zwang? wirtſchaft darf nicht zur Verienerung der Produkte

führen. ſonſt wirkt ſie ſchädlich und muß beſeitigt werden.
„Jm Jahre 1913 war der HKleinkaufsvpreis für Rindfleiſch in Ver

lin gleich dem Preis für das Schlachtgewicht der Rinder. Jm
Oktober 1918 betrug die Spannung aber ſchon 1,44 Mk. pro Kilo
gramm und 1920 bereits 5 bis 6 Mk.
Gegen dieſe Bewucherung unter dem Schutze der Behörden haben
ſich die Konſumenten mit allen Mitteln zur Wehr zu ſetzen.

Nüdgang der deutſchen Zugerprodultion.

Nach einer amtlichen HZuſammenſtellung iſt die deutſche Bucker
produktſon in der Kampagne 1919/182) gegenüber der vorjährigen
außerordentlich ſtark zurückzegangen. Es wurden hergeſtellt in der
Zeit vom 1. September 1919 bis zum 31. Mai 1920 insgeſammt
7 077 585 Dz. Hohzucker, während die Produktion in dem korreſpon-
dierenden Zeitraum 1918 19 faſt das Doppelte, nämlich 13 245 799 Dz
betrug. Entſprechend ſind die Mengen verarbeiteter Rüben: in der letzten
Tampagne waren es 49 609 453 Dz., in der vorletzten 87 090 105 Dz.
Luf die Urſachen dieſes gewaltigen Rückganges der deutſchen Zucker-
erzeugung haben wir häuſig genng hingewieſen, ohne daß von der
Regierung das Geringſte zu ihrer Abhilfe geſchehen wäre. Einmal
ſind ſie in dem Rückgang des Zuckerrübenanbaues zu ſuchen, der wegen
der planloſen Höchſtpreisfeſtſetzung im Vergleiche mit anderen Erzeug-
niſſen weniger profitabel erſchien, ferner in der Unterlaſſung jeder
zwangsweiſen Anbauregelung und endlich im Widerſtand der Jnter-
eſſenten gegen die Zuckerzwangswirtſchaft überhaupt, der teilweiſe zu
offener Produktionsſabotage durch die Fabriken führte. Dieſe letzte
Tatſache, auf die wir gleichfalls wiederholt aufmerkſam machten, iſt
von den Fabrikanten ſtets als Verleumdung zurückgewieſen worden.
Sie wird aber jetzt durch die Produktionsſtatiſtik als wahr erwieſen.
Während 1918“19 in Deutſchland 307 Zuckerfabriken im Vetrieb waren,
vroduzierten 1919/20 nur noch 269. Der Rückgang beträgt alſo rund
12 Prozent und kann bei der vorzugsweiſen Kohlen verſorgung der
Zuckerfabrikation auch nicht mit dem Vorwand aller ſabotierenden
Unternehmer, dem Kohlenmangel, begründet werdeu.

Die Entartung des Staates.
Der ehemalige deutſche Diplomat Dr. Riegler ſchreibt jn dem Er

gänzungsheft zu ſeinem Vuche über die „Grundzüge der Welt-
politik“, das unter dem Titel „Die drei Kriſen“ kürzlich er-
ſchien, daß ſeit dem Rücktritt Bismarcks die deutſche Regierung
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Die Kommune hat

ein.

mehr und mehr unter den Einfluß privater Intereſſenten geriet
und nach ihrem Diktat handelte. Jnsheſondere weiſt Riegler auf
die unheilvolle Macht des alldentſchen Flokten- und Wehrvereins
und der Großinduſtrie hin, die der Reichsleitung ihren Willen auf-
zugwingen verſtanden und die deutſche Wahnſinnsvpolitik inaugn-
rierten, die erſt im Weltkrieg ihr furchlbhares Ende fand. Riegler
nennt dieſes Ueberwuchern privat-egoiſtiſcher Beeinfluſſung einer
Regierung die „Entartung des Slaates“ und meint:

„Der Krieg beſchleunigte das Tempo dieſer Entartung. Vor
dem Kriege waren es die da und dort entſtehenden, langſam
wachſenden politiſchen Jweclvereine, die ibren eigenen Willen den
Parteien, die zu Wahlzwecken ihrer bedürfen, aufnötigen, Zei-
tungen gründen und kaufen und dem Staat und ſeiner Regierung
die Hand zu führen verſuchen. Der entſcheidende Schritt erfolgt,
als die großen Wirtſchaftsmächte, ſich mehr und mehr politi-
ſierend, ſich dieſem Apparat verbünden und an ſeinen Methaden
Geſchmack finden. Dieſe Entwicklung, ſchon vor dem Kriege Ver-
hängnis, wurde es vollends im Kriege und brachten mit ihren
direkten und indirekten Wirkungen den Derfall des Staates.“

Die Erſcheinung, die NRiegler brandmarkt, daß nämlich der
moderne kapitaliſtiſche Staat einſeilig zum Jntereſſenvertreter ge-
wiſſer Verölkerungsſchichten wird, iſt einem Sozialiſten nicht neu.
Der Klaſſenſtaat muß, das liegt in ſeinen Weſen begründet, ſtets
die Intereſſen ſeiner wirtſchaftlich ſtärkſten Volksteile vertreten,
ſonſt würde er aufhören zu beſtehen. Er baut ſich auf quf dem
Gegenſatz zwiſchen Kapital und Arbeit, und muß dieſen Gegenſatz
als die Wurzel ſeines Seins pflegen. Das aber iſt nur möglich,
indem er der herrſchenden, weil ökonomiſch privilegierten Klaſſe
einen Einfluß auf ſeine Politik zugeſteht, der dann letzten Endes

eichlich durch den Erlös der Häute
o Mk. pro Pfund, alſo 250 bis 400 Mk. pro Haut)
Wurſt verarbeitenden Jnnereien gedeckt.

und der zu

kis 40 Prozent; das bedeutet aber einen Fleiſchpreis von 216 35
5.17 Mk. pro Pfund.
Die nächſte Klaſſe ergibt 40 bis 45 Prozent, alſo einen Preis

von 276 40 6.90 Mk.
Die dritte Klaſſe 45 his 50 Prozent Schlachtgewicht, alſo 825 45

S 7,47 Mk., und die beſte Klaſſe ergibt 50 bis 55 Prozent Schlacht
50 7,52 Mk. bedeutet.

bei dieſer Vreishildung ſogar eine Verdienſt-

Der Preis für Schaffleiſch und für Kalbfleiſch

mert zu verkaufen. “1485
Wois, Roſenſte. 12. Be
ſichtigung nachm. v. 276.

Ein eroßer Trausvport
Läufer und

Futterſchweine
(EAltmärter) 1475

ſind eingetroffen.

J. u 23wagen
la Gummi, mit Leder
ſtrippen, äußerſt preis

wert. 2978
I. Krasemunn,

(unr Schmeerſtraße s

verleihen gegen Karl Bolle,Foleelck ute Sicherheit nthal.ein e per v Temtsehentha
Kommandit geſellſchaft. Dauerh. Kinderwagen

Eſſen 1354 billig zu verkauf. 2977
Holſterhauſerſitaße 121. Friedrichſtraßes6, H. pt.

Durchſchnittspreis 0 bis

7 e Fonf venedent Kleiderſchränke, M it te iln
t C S G roh oder geſtrichen, preis

d. kommunalen Beratungsſtelle des
B ezirksſekretariats u. S. P. Halle. Prolpekte gratis n. ſfranko. r r
Wichtig für alle n den kommunalen Körperſchaften v
Erſcheint allmonatlich zum Preiſe

r Stadtverordnete, Gemelrdeverteter, Dre
her, Amtsrorſcher, Kreistar vertreter u. anerkannt Vorzüge e wirkt maer am. zugoi.,

Pezirfsſelretarlat N. 6. P. Falle, Farz

in ſeiner Auswirkung zu Konſequenzen wie denen von 1914 führen
muß. Daß in dieſer Entwicklung zugleich auch die Keime des Zer-alles des Klaſſenſtaates liegen, iſt ſelbſtverſtändlich. Dr. Riegler

Dank ſeiner bürgerlichen Klaſſengenoſſen
Buche auf dieſe Tatſache erneut aufmerk-

Sport und Körvperpflege.
Propagandaſchwimmen Schaufchwimmen.

Am Sonntog, vormittags um 8 Uhr. verſammelte ſich eine große
Anzahl von Schwimmern um für den Waſſer ſport und ſür die März
opfer zu demonſtrieren. Am Start fanden ſich 200 Svortler ein, die
zum größten Teil die langen Strecken algtt, durchſchwammen. Die
Brücken und die Ufer waren dicht von Menſchen beſetzt, ein Zeugnis,
daß der Ruf um Unterſtützung nicht nutzlos verhallt war. Ein wohl
oelungener Reigen und Springen von den beiden Brücken verſchönerten
das Schwinmmen.

F e

ein Daskompl. und Erſatztuben.
Perlauſfs- und Kerſardtelle

ich Förhier, Weigen ſeit 5)

ſutschneini Huene

entner beträgt 850 Mk., de mit
85 Mk., ſo

gelungenem Programm. Es wechſelten ſich in angenehmer nie
ermüdender Weiſe Jugendvorführungen und Kinderſtielübungen miternſten und wohlanſprechenden humorvollen Darbietungen ab.
Schluß des Programms bildete ein Lampionreigen, welcher, da er erſt
in vorgerückter Dämmerſtunde ſtattfinden konnte, wie eine Jrrlichter
fahrt ausſah. Durch den guten Veſuch unſerer Veranſtaltung und
durch die opferwillige Gabe in die Sammelbüchſen ſind wir in der
Lage geweſen nach Abzug der Unkoſten für die Märzopfer 615,80 Mk.
abzuliefern. Allen Spendern herzlichen Dank. Für die Veteiligung
an dem Werbeſchwimmen danken wir den Mitgliedern der dem Sport
kartell angeſchloſſenen Sportvereine.

Das Sommerfeſt des Arbeiter-Sportkartells findet am Sonntag,
den 22. Auguſt, in ſämtlichen Räumen des Volksparks ſtatt. Jm
Garten großes Konzert, ſportliche Aufführungen, Preisſchießen, Preiskegeln, Blumenverloſen. g. beiden Sälen nur Tanz. Sämmtliche Dele

ierten treffen ſich mit ihren Sportsgenoſſen 9 Uhr vormittags im
ollspark. Die mitwirkenden Sportler treffen ſich 2/2 Uhr daſelbſt.

Verſ ammlungsberichte.
Tagung des Ganes Mitteldeutſchland II des Zentralverbandes

der Angeſtellten. Am 14. und 15. Auguſt 1920 fand der erſte Gau-
tag des am 1. Januar 1920 ueuerrichteten Gaues Mitteldeutſchland II
ſtatt. Ter Bericht der Gauleitung ergab ein außerordentlich gutes
Fortſchreiten der Organiſation, die nicht nur darin ihren Ausdruck
findet, daß die Mitgliederzahl ſeit dem I. Januar eine Zunahme von
60 Proz. erfahren hat, ſondern insbeſondere darin, daß der innere Aufbau
und die Durchbildung der Organiſation die Fortſchritte gezeitigt hat, die
im Intereſſe der Bewegung notwendig waren. Es wurden Beſchlüſſe
gefaßt, die den weiteren Ausbau der Organiſation ſicher ſtellen. Jm
Mittelpunkte der Tagung ſtand ein Referat des Verbandsvorſitzenden,
der unter eingehender Darlegung der wirtſchaftlichen Entwicklung
und Hervorheben der durch die freigewerkſchaſtliche Vewegung ange-
ſtrebten Ziele im beſonderen auf die Netwendigkeit der Schulung der
Mitglieder und die hierzu notwendigen Arbeiten der Organiſation ein
ging. Die an dieſes Referat ſich anſchließende Diskuſſion ließ erkennen,
daß die Delegierten nicht nur bereit, ſondern auch iniſtande ſind, dieſen
Auforderungen zu genügen. Nach Entgegennahme eines vom Kollegen
Stehbr (Halle) gehaltenen Referate über „Zuſammenfaſſung und
Wirken der Betriebsräte“ und einer eingehenden Ausſprache wurde
nachſtehende Entſchließung angenommen:

Der erſte Gautag des Gaues Mitteldeutſchland II des Zentral-
verbandes der Angeſtellten ſtellt ſich bezüglich der Zuſammenſaſſung
der Vetriebsräte ſtrikte auf den Boden der ſeitens des Allgemeinen
Deutſchen Gewerkſchaftsbundes und der Arbeitsgemeinſchaft freier
Angeſtelltenverbände herausgegebenen Richtlinien.

Der Gautag erblickt einzig und allein in dieſer Zuſammenfaſſung
die Möglichkeit, einheitliche und gedeihliche Arbeit der Betriebsräte
zu ermöglichen und ſie dadurch zu wirklichen Trägern des wirt-

ſchaftlichen Befreiungslkampfes der Arbeitnehmer zu machen.
Der Gautag lehnt daher jede ſelbſtändige wirtſchaftliche Räte-

m ab, nicht nur weil ſie notwendigerweiſe die wirtſchaft
l r e Einheitéfront der freigewerkſchaftlich organiſierten Arbeit-

nehmerſchaft geſährdet; ſie würde vor allem die freigewerkſchaſtlichen
Angeſtelltenorganiſationen durch die gemeinſame Organiſierung mit
denen, die ſamt ihren Verbänden die freigewerkſchaftliche Welt
anſchanung grundſätzlich ablehnen und meiſt unſachlich und
niedrig bekämpfen, hemmen und ſchädigen. Der Gautag lehnt es
entſchieden ab, ſtatt durch die Vereinigung von Gewerkſchaften und
Berriebsräte den letzteren von vornherein ein nützliches Arbeiten zu

ewährleiſten, ſich auf unklare Experimente einzulaſſen mit deren
heitern die LArbeitnehmerſchaft in ihrer Machtſtellung um Jahr-

zehnte zurück geſchleudert werden würde.
Der Gautag verpflichtet die Ortsgruppen, für die beſchlennigte

Durchführung der von dem ADGB. und der Afa herausgegebenen
Richtlinien Sorge zu tragen.

Kollege Möbius ſprach über die Jngendarbeit unſeres Verbandes
und ſand beſondere Unterſtützung ſeiner Ausführungen von dem Leiter
der Jugendgruvpe der Ortsverwaltung Zeitz. Die Tagung gab den
Delegierten reiche Anregungen, die in ihrer Auswirkung zur weiteren
Feſtigung der freigewerkſchaftlichen Jdee in der Angeſtelltenbewegung
von weittragender Bedeutung ſein werden.

ehe
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Die Internationale der Jntellektuellen.
Von Maxim Gorki.

Das Folgende iſt die ins Deutſche übertragene Ent
egnung Gorkis auf das Manifeſt von omain
dolland, Barbuſſe u. a., das einen Jnter

nationalen Kongreß der Jntellektuellen fordert. Wir
entnehmen den Aufſatz der von Wilhelm sherausgegebenen Zeitſchrift Das Forum“ mag

Kiepenheuer Verlag Potsdam-Berlin).

ein Jnter nationaler Kongreß der Jntellek-
„uellen ſoll in Bern tagen. Die Vertreter der intellektuellen
Mitte in England, Deutſchland, Frankreich und den andern Län-
dern werden unter einem Dach zuſammentreffen. Feinde von
geſtern, Sieger und Veſiegte finden ſich Aug' in Auge.

Auch moraliſch Mitſchuldige an dem abſcheulichſten Verbrechen,
dem Kriege 1914-1918, deſſen Schrecken durch Offenbarung der
tiefen Fäulnis alter Geſellſchaftsordnung ſchließlich die natio-
naliſtiſchen Vorurteile erſchütterten, die die höchſtkultivierten Völker
Europas zur Barbarei zurückgebracht und das große Blutbad herauf-
geführt haben, auch moraliſch Mitſchuldige an dieſem ungeheuren
Verbrechen werden dem Kongreß beiwohnen.

Wenn das wirklich geſchieht, wenn dieſe Menſchen auf einer
internationalen Konferenz von Vertretern der menſchlichen Ver
nunft erſcheinen, ſo kann das eine unabſehbare Weite der wert-
vollſten ſozialen Konſequenzen zeitigen. Es ſoll hier nicht die
Rede ſein von ſpäter Reue und ſterilen Bekenntniſſen, die ſicherlich
nicht fehlen werden. Der Kongreß wird ſtreng und entſchieden die
Frage ſtellen müſſen, die von welthafter, menſchenhoher Bedeu-
tung iſt: die Frage nach den geſchichtlichen Grundlagen der Kultur.

Erſt wenn dieſe Frage entſchieden iſt, können die Jntellektuellen
ſich zu einer entſchloſſenen Haltung bekennen: an der Spitze
der Volksmaſſen, die die Verwirklichung neuer
Formen geſellſchaftlichen Lebens erſtreben,
oder als Glieder der Klaſſen von geringer Intelligenz und großer
Habgier, die durch Ausbeutung der phyſiſchen Energie der Völker
die freie Entwicklung ihrer Geiſtes- und Verſtandeskräfte hemmen.

Wenn die Jntellektuellen ſich doch endlich Rechenſchaft geben
würden von der Rolle, die ſie im Dienſte des Kapitalismus geſpielt
haben, mit der ungeheuer wogenden Energie der Völker verſchmol
zen, wäre das eine Tat von unermeßlichem Folgenreichtum. Die
verhältnismäßig unbedentenden Reſerven an intellektuellen Kräf
ten würden dann die prüfenden und ordnenden Fähigkeiten ihrer
Vernunft in Einklang bringen mit einer rieſenhaften, noch un
organiſierten, aber ganz ſtark lebenshungrigen Willenskraft. Für
die Entwicklung der menſchlichen Kultur würde das ein mächtiger
Anſtoß ſein; eine Beſchleunigung, deren Ausmaß wir nicht voraus
ſehen können.

Kurz und gut: die Jntellektnellen der ganzen Welt müſſen heute
dieſe ernſthafte Frage anſchneiden: werden ſie auf ſeiten
der Völker ſein, die die radikale Umformung der
geſamten Lebensart fordern oder auf ſeiten des
Kapitals, für das alte RegimeMsge die Rolle der ruſſiſchen Jntellektuellen im Laufe der beiden
letzten, ereignisſchweren Jahre lehrreich ſein für die Jntellektwellen
Weſteuropas. Wenn der ruſſiſche Jntellektuelle mehr Seelenkraft
und mehr praktiſche Vorausſicht gehabt hätte, wenn er von den
erſten Tagen der bolſchewiſtiſchen Revolution an in Verbindung
geſtanden wäre mit jener Gruppe von Menſchen, die, aus ſeinem
eigenen Milien hervorgegangen, kühn genug waren, ſich an die
Spitze der Arbeitermaſſen zu ſtellen und die politiſche Macht an fich
zu reißen in einem durch den Zarismus und den Krieg zugrunde
gerichteten Lande, hätte der Jntellektuelle ſo gehandelt, dann
hätten Jnduftrie, Technik und Kultur nicht ſo heftig gelitten unter
dem Einbruch der entfeſſelten Leidenſchaften; weniger Blut wäregefloſſen; nicht ſo viele Fehler wären begangen worden; die Ver- ſt
nunft wäre Zügel geweſen.

Jch will niemand verurteilen. FIch ſtelle nur eine unbeugſame
Tatſache feft: die Zurückhaltung gewiſſer Jntellektueller von dem
Lauf der Revolution hatte zur Folge, daß die Löſung der wich-
tigſten Lebensfragen gleichgeſtellt wurde der Bedürfnisbefriedigung
einer noch kulturloſen Maſſe: das ſind meiner Meinung nach die
ruſſiſchen Bauern.

Die Klaſſe der ruſſiſchen Arbeiter, zahlenmäßig die geringſte, hat
eine ungeheure Aufgabe vor ſich: hundert Millionen Bauern ver
ſchiedener Sprache und verſchiedenen Urſprungs zu erziehen. Dieſe
Maſſe kann in ihrem Zerſtörungswerk eine erſtaunliche Kraft ent
wickeln: kann ſie aber mehr ſchaffen als Sitten, die durchdrungen
ſind von der Mentalität des kleinen Beſitzenden? Die Frage bleibt
unbeantworte:. Von dieſem Geſichtspunkt aus betrachtet, erſcheint
die großkapitaliſtiſche, rationell organiſierte Jndufſtrie dem Hand
werker und dem Jntellektuellen weniger erſchreckend als die Sümpfe
des kleinen Beſitztums, die, fremd und feindſelig meiſt höheren
Kulturintereſſen entgegenſtehen.

Den ruſſiſchen Jntellektuellen wird das Tragiſche ihrer Situ-
ation immer deutlicher bewußt. Obwohl ſie ſchon vor der Revo
lution zwiſchen Hammer (Herrſchaft) und Amboß (Volk) gelebt
haben, werden die unumgänglichen Mißſtände dieſer Lage ihnen
erſt jetzt nur allzu deutlich und nur allzu ſchmerzlich. Doch ich
wiederhole: ſie beginnen zu begreifen, daß die Macht den intellek
tuellen Kräften gehört, denen ſie ſelbſt geiſtig verwandt ſind; ſie
beginnen zu begreifen, daß vorausſichtlich ſchon in nächſter Zukunft
in Rußland die vernünftige Organiſation und der extatiſche Wille
verſchmelzen werden und daß dieſe beiden Kräfte geeint Wunder
tun können.

Das ſind meiner Meinung nach die Gedanken und Fragen, die
der Internationale Kongreß der Jntellektuellen nicht übergehen
kann.

Aus der tiefen Ueberzeugung von der Wahrhaftigkeit der Ver
treter des Jnkellektuellen in Weſteuropa, aus dem Glauben an ihre
Gewiſſenhaftigkeit kann ich nicht daran zweifeln, daß die Frage
der Blockade Rußlands auf dem Kongreß zur Debatte ſtehen wird.

Die Schändlichkeit einer Blockade, die das ruſſiſche Volk dem
Hungertode preisgibt, die es abſchneidet von der Verſorgung mit
Arzneimitteln uſw. noch zu hrandmarken, iſt unnötig. Aber es iſt
vielleich! nicht unangebracht, den Mitgliedern des Kongreſſes in Er-
innerung zu rufen, daß in erſter Linie die Kinder unter den Fol-
gen der Blockade zu leiden haben. daß aber auch die Jntellektuellen,
die Gelchrten, die Arbeiter in Bibliotheken und Labo-
ratorien. ungenügend ausgerüſtet zum Kampf ums Leben, un

geiſtigen

begabt ihr Brot zu gewinnen, dann unler den zumeiſt Betroffenen
ſind.

Durch Hunger Kinder töten, die Zukunft eines Volkes auf dieſem
Wege zerſtören; durch Hunger ſeine ſeit langem angeſammelten

geiſtigen Kräfte lähmen iſt das Ziel des aufgeklärten, kulti
vierten Europa?

Dieſe Frage zu ſtellen, wird für den Kongreß der Jntellektuellen
eine notwendige Aufgabe ſein. Und wir tvarten geſpannt darauf,
was die Regierungen der Länder Frankreich, England uſw.
die ſich als „Herde der Kultur und Ziviliſation betr. ant-

worten werden.

kleine Stadt, Männer aller Raſſen Prher Konfeſ und
alt, ſchwarz und weiß ſogar etliche gelbe. Es war wie im Jahre 49beim plötzlichen Aufſchwung San Francisess: das Geld, welchez

die Pariſer Bankiers der ruſſiſchen Regierung gegeben hatten, und
das dieſe dem alten Granitch bezahlte, floß in goldenen Je
Dur der d n r 57 3 eis der Grundſtüdce
in die Höhe, Hausbeſitzer erhöhten die Miete, Hotels verihre Preiſe und mußten trotzdem überzählige Gäſte e
f. r laſſen. cent r u an von der „Buffeteriag“

m Ga i. ilfen aufzunehmen, Gaſtro Ji mie Higgins. verdoten.) zubauen und die Küche in den Hikerkof 5 verlegen raum an

Roman von Upton Sinclair
Der folgende Morgen brachte in der Fabrik neue r

mit ſich. Seit vier Jahren arbeitete Jimmie beim alten Granitch
ſeit vier Jahren ſtand er in einem ungeheuren Raum, von
ſchwirrenden Rädern und Transmiſſionsriemen umgeben, von
einem Surren und Brauſen und Schrillen umtobt, das ihn ſchier
betäubte. Ein Brett glitt mechaniſch getrieben vor ihm hin, darauf
lagen längliche Stahlſtücke, die er, mit jeder Hand eines, in eine
Maſchine ſteckte; die Maſchine erfaßte die Stahlſtücke, rundete ſie
am einen Ende ab, verdünnte ſie am anderen, zog einen Eiſenfaden
durch und ſpie die fertigen Bolzen auf ein zweites Brett aus.
n mußte auf die Maſchine achten, die Oelgefäße mit Oel ver
ehen und erhielt, als ungelernter Arbeiter neunzehnundeinhalb

Cents die Stunde. Vor einiger Zeit hatte ein Experte die Methode
ger und feſtgeſtellt, daß es, ſolange der Lohn ſo niedrig ſei, in

r Stunde um ein achtel Cent billiger käme, Jimmies Arbeit von
einem Menſchen, als von einer Maſchine verrichten zu Iaſſen. Des
pg ſtand Jimmie nun ſchon ſeit vier Jahren am gleichen Fleck von
ieben bis mittags und von halb eins bis ſechs, und brachte jeden
Samstag zwölf Dollars und J Cenis heim. Werda meint die große Maſchinenfabrik hätte ſehr gut die Summe auf
dreißig Cents abrunden können, verſteht nichts von Großbetrieben.

Und je ſtürzte jählings, ohne ein Wort der Warnung, Jimmies
geregelte, vertraute Welt zuſammen. Er ſtand, als die Pfeife gellte,
auf ſeinem Poſten, doch verharrte die Maſchine unbeweglich. Dann
erſchien der iriſche Aufſeher und erklärte barſch, die Maſchine werde
ſich nie mehr bewegen, wenigſtens nicht an dieſer Stelle; ſie müſſe
fortgeſchafft werden und alle ſollten jetzt mit Hämmern und Zangen
an die Arbeit gehen, um die neue Welt zu ſchaffen.

Dies wurde in einer Woche vo Außerdem ſah a
allabendlich, wenn er nach Hauſe ging. wie die Heime der ſchen
zerſtört wurden. Dächer ſtürzten ſtaubwirbelnd ein. und eine
Schar Leute lud die Trümmer auf ungeheure Laſtautomobile.
Azetylenlampen erhellten die Dunkelheit. es wurde die ganze Nacht
gearbeitet, die Arbeiter wohnten in Zelten auf den Baugründen
außerhalb der Stadt, und ihre Pritſchen blieben ſtets warm, da
eine Schicht die andere ablöſte. Jimmie Higgins erkannte die furcht
bare Warheit: der Krieg war trotz aller Agitation der Sozialiſten
nach Leesville gekommen.

Viertes Kapitel.

Jimmie Higgins ſchöpft aus dem Volles
I

dauerte eine Z bis Jimmie den Zweck der neuen Mae die er zufammenſeten half, erfaßte. Niemand hatte die

flichtung, darüber aufzuklären, er war ja bloß ein Paar
Hände und ein ſtarker Rücken ein Gehirn erwartete man bei ihmnicht, und eine Seele und ein öewiſſen erwartete man erſt recht bei
keinem eingi Arbeiter. Ruſſiſche r waren mit ſiebgzehn
Millionen, die Pariſer Bankiers bezahlt hatten, nach Leesville ge
kommen, und deshalb ſtürzten über Nacht die Heime zuſammen,
deshalb erhob ſich ein neuer r Stahlbau, und in dem r

e mawo Jimmie vier Jahre lang die gleichen Handbewegungenu ten neue Maſchinen erſehen die Granathülſen verfertigen

wür
Als Jimmie endlich begriff, um was es ſich handle fand er fich

einem ernſten Problem gegenüber. Durfte er, ein internationaler
Sozialiſt, ſeine Zeit dazu anwenden. Granathülſen herzuſtellen,
die ſeine deutſchen Genoſſen töten würden? Durfte er die Be

echung des alten Granitch annehmen, des Arbeiters Anteil an der
ſcheußlichen Beute eine z von vier Cents die Stunde,
mit der Ausſicht auf weitere vier Cents, wenn das Werk erſt im
Betrieb ſei? Jimmie mußte mit dieſem Problem ringen, zu einer
Zeit, da eines der Kinder krank war, und er ſich den Kopf zerbrach,
wie er von ſeinem kläglichen Lohn den Arzt bezahlen könnte.

Die Antwort auf ſeine Gewiſſensfrage fiel dem Genoſſen
Schneider leicht, dem dicken, kräftigen Brauereiarbeiter, der ſich in
der Verſammlung erhob und mit bitterem Hohn von den Sozia-
liſten ſprach, die weiter bei dem alten Höllenteufel Granitch in der
Arbeit blieben. Schneider forderte einen Streik der Empire-
arbeiter, ſofort, noch heute nacht.! Dann aber erhob ſich die Ge
noſſin Mabel Smith, deren Bruder Buchhalter bei Granitch war.
Schneider habe leicht reden wie aber, wenn jemand forderte, die
Brauereiarbeiter ſollten ſtreiken und ſich weigern für die Muni-
tionsarbeiter Bier zu brauen? Dies ſei ein kindiſcher Einwurf,
erwiderte Schneider die Genoſſin jedoch beſtritt dies und erklärte,
es ſei ein Beweis, wie hilflos der Arbeiter ſei, wie ihm jede Kon

e über ſein eigenes Erzeugnis und deſſen Verwen verwehrt
wer Ein Mann könne ſagen, er wolle nichts mit der itions
verſor zu tun haben, und als Landarbeiter auf die Felder
gehen das Getreide, das er geſäet und geerntet, wird für das
Heer verwendet. Die Solidarität der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft
ſei eine derartige, daß ein Menſch nirgends Arbeit finden konnte,
die nicht auf irgendeine Art den Mord an ſeinen Mitmenſchen in
anderen Ländern unterſtützte.

Jimmie beriet ſich ernſtlich mit Lizzie, ob ſie nicht gut daran
täten, nach Hubbardtown zu ziehen Plakate einer Agenzie in der
Hauptſtraße verlockten ihn hierzu. Die Hubbard-Maſchinen-Ge
ſellſchaft machte den Verſuch dem alten Granitch die Arbeiter fort
zuſchnappen, indem ſie zweiunddreißig Cents die Stunde für halb
gelernte Arbeiter bot! Jimmie zog Erkundigqungen ein und erfuhr,
die Geſellſchaft erweitere ihren Betrieb für Gasmaſchinen; zu
welchem Zweck dies geſchehe wurde nicht mitgeteilt. Doch nahm
man allgemein an, die Maſchinen ſeien für die Motorſchiffe be
ſtimmt, die zum Verſenken der Unterſeeboote verwendet werden
ſollten. Jimmie ſah ein, daß die Genoſſin Mabel Smith recht habe
er könne ebenſogut bei ſeiner alten Arbeit bleiben. Er wird alles
Geld einſtecken, das er bekommt, und es dazu verwenden, die Kriegs
gewinnler in ihrer Ruhe zu ſtören. Zum erſtenmal in ſeinem Leben
war Jimmie der Nahrung ſorgen enthoben. Fetzt konnte er überall
eine gut entlohnte Arbeit inden und brauchte nicht mehr auf die
Arbeitgeber Rückſicht zu men. Er wird mit den anderen Ar
beitern ſprechen, ihnen er iren, was der Krieg bedeutet. dieſer
Krieg, der heute noch ein Kapitaliſtenkampf iſt, ſich aber möglicher-
weiſe in eine andere Art Kampf verwandeln wird, der gar nicht
dem Geſchmack der Kapitaliſten entſpricht!

II

Es war wunderbar, unglaublich, was jetzt in Leesville vor ſich
ging. Trot Jimmies Haß gegen das Syſtem, konnte er doch ein
gewiſſes Gefühl der Bewunderung nicht unterdrücken. Zu Tauſen-den ſtrömten die Männer in dieſe einſt ſo alltägliche, verſchlafene

mer

Alx Buch im Verlag Kiepenheuner, Potsdam erſchienen

wo es ſo viele Männer gab, au

Abends waren die Straßen von Fremden erfüllt, in Lipſkys Kino
waren alle i beſetzt, das BonMarchéSchuhwarenhaus ver
anſtaltete jede Woche einen Ausverkauf, und die Türen der Wirts-
häuſer waren in ſteter Bewegung. Natürlich kamen an einem Ort,

Frauen nach, Frauen aus allen
Raſſen. Leesville beſaß etwa zwanzig Kirchen und hatte ſich ſtets
ſeiner Ghrbarkeit gerühmt; nun ſchienen alle Dämme eingeriſſen,
die r wurde von der neuen Bevölkerung überflutet
27 e e ie n d a v aus Paris kamund in der Hauptſtraße konnte man Di ehem dietrauen gegen den Krieg beſtärkten. ne hen do i

Fortſetzung folgt.

Von der Religion.
Aus Leo Tolſtois Kinderweisheß.

Knabe: „Warum hat die Kinderfrau heute ſo gepuhtm r r e gar en ſt ſaß tutter: „Weil heute Feiertag iſt und wir in die Ki gehen.Knabe: „Was für ein Feiertag?“ r in tie aieche

Mutter: „Himmelfahrt.“ hKnabe: „Was heißt das Himmelfahrt?“
Mutter: „Das heißt, daß unſer Herr Jeſus an dieſem Tage

h h e den Oimmwel gefgbeen?„Was hei 2 mme 4Mutter: Das heißt er iſt hanſgeſoggr tn

J n 7 W Wie l a Flügelnutter: „Nicht au ügeln inauer r i Dp t a e lanne 4 z Vay
nabe: „Wohin iſt er denn ge a hat mirſagt. daß der Himmel nur etwas Scheinbares iſt, daß per r

vichts iſt, nur die Sterne, und hinter den Sternen wieder Sterne,
en kein Ende hat. Wohin ift er denn da ge

utter (Tächelnd): „Es gibt Dinge, die man nicht begreikekann. die man glauben muß. r

Knabe: „Warum?“
r TKnabe: „Du haſt mir aber e agt damals.

eder ehe wird, weil Salz verſchüttesiſt: da ſ mir, man müſſe nicht alle
Mutter: Dummheiten ſoll man auch nicht glauben.“

weil

Knabe: „Woran erkennt man denn, wasund was nicht?“ ſintMutter „Woran? Man ſoll die tglauben und nicht an Dur be wahre Nereato

n r J di n x zutter: iſt unſere Religion. ürdaß ich ſelbſt jetzt Dummheiten rede. (Laut) J S
S daß wir gleich gehen. Und laß dir die ärpe um

Knabe: „Und gibt es dann Schokolade nach der Meſſe

Kleines Feuilleton

Traurig, aber wahr.
Kürglich berichtete das Halberſtädter Tageblakt über ein nach

v 7 r Da z Geſchichte aber nichtnur für Ha adt, ſondern für viele Städte der Provinz zutriSe wir dieſelbe im Wortlaut wieder: 4 t
„Es war in einer hieſigen Handſchuhfabrik. Die Maſchinen

klapperten. Die Arbeiter arbeiteten. Raſch und eilig ging die Ar-
beit vonſtatten. Dann kam die Frühſtückspauſe. Die Arbeiter
ſetzten ſich zuſammen, erzählten, lachten, verſchlangen in redlichem
Hunger die mitgebrachten Brote.

Der Beſiher der Fabrik ging durch den Arbeitsraum und plau
pft den Arbeitern. ſprach über Ernährungsfragen und

o

Er ſagte: „Sie haben doch in der Zeitung geleſen
Niemand von den Arbeitern hatte das Betreffende in der Zes

tung geleſen
pu v aber frli Sei auf der zweiten Seite 2

Kein Menſch wußte Beſcheid.
„Leſen Sie denn keine Zeitung?“
Sie laſen alle die Zeitung und ſehr eingehend, aber keinet hatte

das
„Welche Zeitung leſen Sie denn

Und nun ergab ſich das Unglaubliche: Die Arbeiter laſen do
bürgerliche Jntelligenzblatt und der Arbeitgeber las das ſogialiſti
ſche Tageblatt!

Sie hatten die wichtigen Fragen, die die Arbeite t angingen,nicht geleſen, denn das Jntelligenzblatt iſt ja l W
kappiſtiſch, es hatte nichts gebracht über die Fragen. Arbeiter aber
leſen dieſes Blatt.

Und der Arbeitgeber ſagte: „Wenn Sie jemand ſchlägt. begahlesSie ihm auch noch dafür?“ t ſragt
„Nein,“ ſagten die Arbeiter und lachten.
„Das Jntelligenzblatt aber ſchlägt die Arbeiterſchaft täglich ins

Geſicht und die Arbeiter bezahlen ihm dafür ihre Groſchen“
Der Arbeitgeber ging fort.Die Arbeiter ſaßen da und ſa ten kein Wort Sie ſtarrten

vor ſich hin und hatten rote Geſtter ort mehr. Sie
Sie ſchämten ſich.

Ein Mechaniker als Ehrendoktor. Die mediziniſche Fakultät der
Univerſität Tübingen hat den Unihverſitätsmechaniker Sugen
Albrecht zu Ehrendoktor der Medizin ernannt. Dieſe ſeltene
Ehrung wird damit begründet, daß Albrecht, der übrigens vor
einigen Wochen wegen ſeines eder Alters ſich zur Ruhe begeben
hat, die von berühmten Gelehrten und Forſchern erdachten wiſſen
ſchaftlichen Apparate und Jnſtrumente zur Ausübung gebracht
und dadurch zum Ruhme der deutſchen Prägziſionsmechanik bei
getragen hat.
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